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Feinde der Sozialpolitik.
Zuchthausgeſetze ſtatt Arbeiterſchutz.

Die Großkapitaliſten ſuchen gegenwärtig mit auffallender
Geſchäftigkeit Stimmung für ein neues Zuchthausgeſetz
gegen die ſtreikenden Arbeiter und gegen die Gewerkſchaften zu
machen. Der Zentralverband deutſcher Jnduſtrieller hat auf
ſeiner letzten Vertreterſitzung beſonders nachdrücklich den
bürgerlichen Parteien und den Regierungen kund und zu wiſſen
getan, daß unbedingt ein ſolches neue Zuchthausgeſetz erlaſſen
werden müſſe. Zur Unterſtützung dieſer Forderung müſſen ſich
Handelskammern und ſonſtige Unternehmervereinigungen da-
mit abquälen, möglichſt viel Schauergeſchichten über die Ge
walttaten der ſtreikenden Arbeiter gegen die braven Streik-
brecher zuſammenzubringen. Und ſobald etwas derartiges ent-
deckt wird, dann kann die bürgerliche Preſſe auch wenn es
ſich nachträglich als erlogen herausſtellt wieder einmal ihr
altes Lied von dem Terrorismus der Sozialdemokratie an-
ſtimmen.

Bekanntlich aber hat der Reichstag mit 278 gegen 62 Stim
men den Antrag der Konſervativen auf „Schutz der Arbeits
willigen“ abgelehnt. Nicht nur die Linke hat mit wenigen
Ausnahmen dagegen geſtimmt, ſondern auch ein großer Teil
des Zentrums ſah ſich dazu gezwungen: das haben die Arbeiter
dem großen Erfolge der Sozialdemokratie bei der letzten Reichs
tagswahl zu verdanken. Hiernach erſcheint es ausgeſchloſſen,
daß in dieſem Reichstage ſich eine Mehrheit für ein ſolches
Geſetz finden wird.

Weshalb alſo der Lärm der Großkapitaliſten? Die Herren
ſind doch die letzten, die ihre Kraft zwecklos einſetzen. Es muß
daher hinter dieſem Lärm noch eine andere Abſicht der Groß-
kapitaliſten ſtecken. Jn der Tat iſt es denn auch hier ſo ge-
kommen, wie es in ſolchen Fällen ſtets unvermeidlich iſt: all
mählich zeigt ſich dem kundigen und aufmerkſamen Beobachter,
wohin die Großkapitaliſten in Wahrheit wollen.

Schon von Anfang an könte wenn auch zunächſt recht
ſchwach aus ihren Kampfesreden gegen den Terrorismus
der Streikenden“ die Klage über die „ſchweren ſozialen Laſten“,
die die „Jnduſtrie“ tragen müſſe. Mit der Zeit wurde dieſe
Kläge immer lauter. Jmmer lebhafter wandten ſich die Groß-
kapitaliſten in ihren Verſammlungen und in ihrer Preſſe da-
gegen, daß die ſozialen Laſten der Jnduſtrie „noch mehr“ ver-
größert würden. Jn den letzten Tagen endlich finden wir in der
bürgerlichen Preſſe eine Flut von Artikeln, in denen oft ſehr
heftig Einſpruch gegen jede Maßnahme zum Ausbau der Ar-
beiterſchutzgeſetzgebung erhoben wird. Ja, die Landesregie-rungen werden zur Zitfe gerufen, damit ſie dem ſchrecklichen

Treiben im Reichsamt des Jnnern Einhalt gebieten.
Das Reichsamt des Jnnern hat aber ſchon, als der jetzige

Reichskanzler, Herr von Bethmann Hollweg an ſeine Spitze trat,
Freundſchaft mit den Großkapitaliſten geſchloſſen; und der
gegenwärtige Staatsſekretär des Jnnern, Herr Delbrück, iſt
ebenſo eifrig bedacht, ſich nach den Wünſchen dieſer Herren
zu richten. Trotzdem ſind die Großkapitaliſten augenblicklich
mit dem Reichsamt des Jnnern ſehr unzufrieden. Und zwar
deshalb, weil hier die Geheimräte an einigen ſozialpolitiſchen
Vorlagen ſo arbeiten, daß ſie dem Reichstage bei ſeinem Zu
ſammentritt in dieſem Herbſte zugehen können.

Dieſe Arbeit iſt eigentlich ſelbſtverſtändlich. Jn ſeinem erſten
Sitzungsabſchnitt konnte ſich der Reichstag wegen der Kürze
der Zeit nicht mit ſozialpolitiſchen Vorlagen beſchäftigen. Jedoch
haben unſere Redner nicht den geringſten Zweifel darüber ge-
laſſen, daß die Sozialdemokratie im Herbſt mit allem Nachdruck
für die Verbeſſerungen unſeres geſetzlichen Arbeiterſchutzes und
der Arbeiterverſicherung eintreten wird. Auch die bürgerlichen
Parteien mit Ausnahme der äußerſten Rechten mußten dem
Drucke der Sozialdemokratie nachgeben und forderten mehr oder
weniger ernſt, daß der Reichstag ſich im nächſten Jahre wieder
der ſozialen Geſetzgebung zuwende. Ueberdies haben wir eine
ganze Reihe ſozialpolitiſcher Fragen, deren Löſung als dringend
notwendig ſogar bürgerliche Sozialpolitiker fordern: einen
beſſeren geſetzlichen Schutz der Geſundheit unſerer Arbeiter, die
geſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit für männliche Arbeiter
über 16 Jahre, die Regelung der Kinderarbeit in der Land
wirtſchaft und der Hauswirtſchaft, die Beſeitigung der Konkur-
renzklauſel, die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe, die Rege
lung der Rechtsverhältniſſe für Angeſtellte, die Verſicherung der
Feuerwehrleute, der Krankenpfleger und der Leute, die bei der
Hilfe für einen von Lebensgefahr Bedrohten verunglücken, die
Wehnungsfrage uſw. Unter dieſen Umſtänden können die
Herren im Reichsanite des Jnnern, ſelbſt wenn ſie es wollten,
unmöglich den Reichstag im Herbſt wiederum mit Ver
tröſtungen abſpeifen: ſie müſſen wenigſtens einige ſozialpeli-
tiſche Vorlagen fertig machen. S

Die Großkapitaliſten haben ſelbſtverſtändlich Kenntnis von
den Arbeiten im Reichsamt des Jnnern. Deshalb jetzt ihr
Sturmlauf dagegen. Deshalb benutzen ſie jetzt jede Gelegenheit,
um mit dem Geſchrei über den Terrorismus der Streikenden
die Arbeiter im allgemeinen ins Unrecht zu fetzen und im An-
ſchluß daran jeden Gedanken an ſogialpolitiſche Maßnahmen
für die Arbeiter zu bekämpfen. Jhre Hoffnung iſt dabei ſie
könnten dadurch, wenn auch nicht das erſtrebte neue Zuchthaus
geſetz gegen die Arbeiter, ſo doch das erreichen. daß die bürger
liche Wehrheit des Reichstags und die Regierungen jeden wirk
lichen fozialpolitiſchen Fortſchritt im nächſten Jahre verhindern.

veſonders leicht iſt dies freilich nicht. Denn gerade die
gegenwärtige Zeit iſt zur Durchführung ſozialpolitiſcher Ver-

beſſerungen ſehr geeignet. Machen doch die Großkapitaliſten
ſeit Monaten ein ſo glänzendes Geſchäft, daß bereits die
Größten unter den Großen zur „Mäßigung“ mahnen, weil eine
ſo überſtürzte Jagd nach Profit um ſo ſchneller den wirtſchaft
lichen Krach heraufbeſchwören müſſe. Und dieſelben Groß-
kapitaliſten, die das Geld mit vollen Händen zuſammenſcharren,
ſollen als die armen bedauernswerten Arbeitgeber hingeſtellt
werden, die unter den fſoziglen Laſten und Beläſtigungen zu-
ſammenbrechen. Das geht nicht gut, wenigſtens nicht ſo, daß
damit auf irgendeinen Menſchen der Eindruck gemacht werde,
den die Großkapitaliſten beabſichtigen. Sie haben es daher mit
einem andern „Beweis“ verſucht.

Profeſſor Adolf Wagner in Berlin, der bekannte Katheder-
ſozialiſt, hat wieder einmal ſeine alten Forderungen auf einer
Zuſammenkunft verteidigt und dabei auch über die Großkapi-
taliſten als die unbeſchränkten Herrſcher des Wirtſchaftslebens
geſprochen. Dies hat der Zeitralverband deutſcher Jndu-
ſtrieller benutzt, um die völlige Rechtloſigkeit der bejammerns-
werten Großfkapitaliſten feſtzuſtellen. Rechtlos ſollen hiernach
die Großkapitaliſten ſein, weil der Reichstag, ohne die Groß-
kapitaliſten erſt um Erlaubnis zu bitten, indirekte Steuern
ändern, Arbeiterſchutzgeſetze erlaſſen, die Reichsverſicherung
durchführen kann. Ja, ſelbſt das wird als Beweis für die
Rechtloſigkeit der Großkapitaliſten angeführt, daß namentlich
bei den armen Bergwerksbaronen „die Laſten für Schule, Kirche,
Armenweſen ins Unheimliche“ wachſen. Und die Herren ſcheuen
ſich nicht, es als „gerade ein Jntereſſe der deutſchen Arbeiter
ſchaft“ zu bezeichnen, daß die Großkapitaliſten in der Tat die
unbeſchränkten Herrſcher des Wirtſchaftslebens würden, die Ar-
beiter ohne jede Rückſicht ausbeuten könnten.

Dieſen planmäßigen, unermüdlichen Kampf der Großkapita
liſten gegen die notwendigſten ſogzialpolitiſchen Verbeſſerungen
dürfen die Arbeiter nicht unterſchätzen. Viele der bürgerlichen
Abgeordneten würden ſich gar zu gerne von dem Drucke der
Sozialdemokratie frei machen und wie bisher, ſo auch fernerhin,
den ſozialpolitiſchen Fortſchritt hemmen ſtatt fördern. Die
Regierungen aber haben nur zu oft gezeigt, daß auch ſie bei
einer ſolchen Lage der Dinge verſagen. Daher müſſen die Ar-
beiter jetzt mehr als je auf dem Poſten ſein. Bei jeder Gelegen-
heit müſſen ſie für den Ausbau unſerer ſozialen Ge-
ſetzgebung eintreten, müſſen die dringende Notwendigkeit
beſſerer ſozialer Geſetze nachweiſen, müſſen alle Arbeiter und
Arbeiterinnen zum Kampfe für wirkſame Arbeiterſchutzgeſetze
aufrufen und ſo den bürgerlichen Parteien und den Regierungen
zeigen, daß endlich die ſozialpolitiſchen Arbeiterforderungen
erfüllt werden müſſen.

Preußiſche Juſtiz im Ruhrgebiet.
85 Jahre Gefängnis und Zuchthaus!

Seit dem Streik der Ruhrbergleute ſind jetzt drei
Monate ins Land gegangen. Dieſe Zeit war eine Periode
beſter Konjunktur für die Juſtiz. Zu Taufenden wurden ihr
von der Polizei, von Zechenverwaltungen und von chriſtlich-
gelben Denunzianten die Streikſünder in die Arme getrieben.
Geradezu fieberhaft wurde auf den Land und Amisgerichten
des Jnduſtriebezirks gearbeitet, um des reichen Segens Herr
zu werden. Die Flut der Anklagen ebbt langfam ab die
Mühlen der Juſtiz klappern ſchon langſamer. Wenn das
Denunziantengeſindel nicht mehr allzu viele Terrorismusfälle
in ſeinem Gedächtnis entdeckt, dann können die Gerichte im
nächſten Monat mit den Streikanklagen fertig twerden. Die
Sonderkammern für Streikvergehen wurden bereits aufge-
hoben, die noch ſchwebenden Fälle werden in die gewöhnlichen
Sachen eingereiht.

Die Strafmaße für die Streikfünder haben ſich in letzter
Zeit etwas gemildert. Während im März und April jede ein
fache Beleidigung von Streikbrechern, etwa durch das Wort
„Pfui!“ mit zwei bis fechs Wochen Gefängnis belegt wurde,
wird jetzt für ſolche Vergehen nur noch auf allerdings hohe

Geldſtrafen erkannt. Vielleicht iſt den Richtern ſelbſt
ein Grauen angekommen über das Reſultat ihrer Recht-
ſprechung. Die Zahl der gefällten Urteile und die Summe
der verhängten Strafen muß rieſengroß ſein. Die Tages-
zeitungen berichten nur unvollſtändig über die Gerichtsver-
handlungen gegen Streikende. Eine lückenloſe Berichterſtattung
war ihnen ja auch gar nicht möglich. Die Landgerichte von
Bochum und Dortmund mit ihren Sonderkammern verhandel-
ten faſt täglich in mehreren Sälen, und die Berichterſtatter
konnten eben nicht überall ſein. Daneben waren noch die
Landgerichte in Eſſen, Duisburg und Münſter mit Streik-
anklagen beſchäftigt; in Effen und Duisburg waren fogar
Schwurgerichte zur Bewältigung der vielen Anklagen zuſam-
mengetreten. Außerdem befaßten ſich alle Amtsgerichte des
Jnduſtriebezirks mit Streikprozeſſen, ſo außer den genannten
Orten noch die Amtsgerichte in Herne, Buer, Kaſtrop, Steele,
Langendreer, Recklinghaufen, Lüdenſcheid, Unng und Watten-
ſcheid.

Einen ſchwachen Begriff von den Leiſtungen all dieſer Ge-
richte in der Verurteilung von Streikfündern gibt nachſtehende
kleine Zuſammenſtellung. Sie iſt gewonnen aus den Perhand-
lungsberichten verſchiedener Zeitungen im Jnduſtriegebiet, ſo
weit ſie verfolgt werden konnten. Vollſtändig iſt dieſe trau-
rige Statiſtik auf keinen Fall. Einmal kämen ja die Verhand
lungsberichte nicht alle in die Preſſe, dann iſt es aber auch

leicht möglich, daß ein Teil der veröffentlichten Gerichtsberichte
überſehen wurde. Dennoch iſt die Zahl der feſtgeſtellten Urteile
und die Summe der Strafen entſetzlich hoch. Bis zum 10. Juni
ergeben ſich nach den lückenhaften Feſtſtellungen Verurtei-
lungen:

Männer Frauen Jahre Monate Wochen Tage Mk. Geldſtrafe

Jn Bochum 163 63 38 1 10 5 4022
Jn Vortmund 176 56 23 S 11 4 5056
An aud. Orten 171 47 23 9 2 3 2691

Zuſammen 510 166 85 3 2 5 11669
Nicht Mörder und Räuber haben dieſe 85 Jahre Freiheits-

ſtrafen abzubüßen, ſondern brave Arbeitsleute, die nur etwas
mehr Brot für ſich und ihre Kinder haben wollten. Gutwillig
bekamen ſie es nicht, alſo haben ſie es den ſchwerreichen Kohlen
königen durch gemeinſame Arbeitseinſtellung abtrotzen wollen.
Das wurde ihnen von den Streikbrechern vereitelt. Die 676
Verurteilten haben nichts weiter verbrochen, als daß ſie jene
Arbeitswilligen zur Teilnahme am Streik zu bewegen ſuchten.
Das geſchah je nach dem Temperament durch Ermahnung,
durch Schimpfworte, durch Drohüngen, in vereinzelten Fällen
allerdings auch durch Handgreiflichkeiten. Die wenigen Ge
walttätigkeiten, die vorgekommen ſind, haben eine furchtbare
Strafe nach ſich gezogen. Ein Arbeiter erhielt dafür drei
Jahre Zuchthaus, zwei andere je zwei Jahre Gefängnis, wei-
tere zwei jeder ein Jahr und drei Monate. Jn keinem
Falle das muß hervorgehoben werden, haben Streikende
ein Menſchenkeben auf dem Gewiſſen. Fünf Menſchen
wurden allerdings während des Streiks ge-
tötet. Aber nicht von ſtreikenden Arbeitern ſind ſie er
ſchlagen worden ſie fielen von den Revolverkugeln
der Polizei und eines chriſtlichen Arbeits-
willigen. Drei der Opfer ſind, wie es amtlich heißt, in
der Notwehr getötet worden, die anderen zwei durch eigenes
Verſchulden und unglücklichen Zufall. Den Tätern dürfte
kaum etwas geſchehen, die Unterſuchung wird ihre Strafloſig
keit ſchon ergeben.

Den Bergleuten und allen anderen Arbeitern hat der Streit
und der nachfolgende Juſtizfeldzug eindringliche Lehrenetr-
teilt. Wer die Macht hat, auf deſſen Seite ſteht das Recht.
Wenn die Arbeiter ihr Recht wollen, müſſen
ſi e ſich die Macht verſchaffen. Sie iſt zu erlangen
durch die Einigkeit, durch die Organiſation. An
den Arbeitern ſelbſt liegt es, dieſe Lehren in die Tat umzu
ſetzen. Je früher ſie es tun, deſto geringer werden die Opfer
ſein, die ſie im Kampfe um ihr Recht bringen müſſen.

Politiſche Aeberſicht.
Halle a. S., den 18, Juni 1912.

Die Norddeutſche Allgemeine über Boykott.
Jn geradezu gemeingefährlicher Weiſe tragen die Reaktio-

näre aller Schattierungen jetzt Splitter und Scheitchen zu
ſammen, um der Arbeiterbewegung in Form eines Zucht-
haus geſetzes einen Scheiterhaufen zu errichten. Unter dem
Deckmantel, die Arbeitswilligen zu ſchützen, wollen ſie durch
Verbot des Bohkotts, des Streikpoſtenſtehens, durch ſchwere Be
ſtrafung des „Terrors“ uſw. nichts mehr und nichts weniger,
als die Arbeiterbewegung, ſoweit ſie nicht im Jntereſſe der
Kapitaliſten liegt, lahmlegen.

Dieſes Treiben ſcheint ſelbſt in Regierungskreiſen unange-
nehm zu berühren. Das Kanzlerblatt, die Nordd. Allg.
Zeitung, bringt in der Montagsausgabe einen längeren
Auszug aus der bei Duncker u. Humblot in Leipzig erſchienenen
Studie Verrufe von Paul Dehn mit der einleitenden Bemer-
kung, die Studie ſchildere „in ebenſo knapper wie anſchaulicher
Weiſe die mannigfachen Arten des Verrufs und erörtert die
Fragen, die ſich einerſeits für Geſetzgebung und Rechtſprechung,
andererſeits für die Diplomatie daran knüpfen“.

Jn dem Artikel wird nun dargelegt, daß ſchon im Mittel
alter boykottiert und geächtet wurde, daß in neuerer Zeit nicht
nur Sozialdemokraten und Gewerkſchaften, ſondern auch
andere Geſellſchaftsſchichten ſowohl in Deutſchland
wie auch in andereren Ländern Bohykotts verhängen, daß
Völkerverrufe in den letzten Jahren ſogar häufig vorgekommen
ſind, und wie ſich die derzeitige Rechtſprechung zu dem Verruf
ſtellt. Es heißt da:

„Die Geſetzgebung und Rechtſprechung hat den Verruf an
ſich als erlaubtes Kampfmittel erklärt, das aber durch die
Art ſeiner Durchführung widerrechtlich werden kann, wenn
die angewandten Mittel gegen das Strafgeſetz oder gegen
die guten Sitten verſtoßen oder dem Gegner übermäßig
ſchweren Nachteil zufügen. Jn ſolchen Fällen ſind die Ver
rufer ſchadenerfatzpflichtig. Jm Gegenſatz zu den franzö
ſiſchen Richtern verlangen die deutſchen bei Schadenerſatz
klagen genaueſte Nachweife, die nicht leicht geliefert werden
können. Auch bleibt die tatſächliche Entſchädigung auch bei.
einer Verurteilung zweifelhaft, da die Beklagten in der
Regel nichts beſitzen. Zu der Frage, ob Verrufserklärungen
zivil- oder ſtrafrechtlich ſchärfer als bisher geahndet werden
ſollen, hat die Reichsregierung noch keine Stellung ge
nommen.

Nachdem der Völkerverruf eingehend erörtert wor
den iſt, ſchließt der Artikel:

„Man hat gefragt, wie in unſerer vorgeſchrittenen Zeit
mit ihrem hochentwickelten Verkehr eine Erſcheinung ſo um



ſich greifen konnte, wie der Verruf, der in jeder Hinſicht ver
kehrsfeindlich iſt. Jn dieſer Frage liegt eine Verkennung
der obwaltenden Strömungen. Nicht trotz, ſondern in
folge der Verkehrsfortſchritte ſind alle die modernen Rei
bungen entſtanden, die nationalen, die wirtſchaftlichen, die
ſozialen. Durch die modernen Verkehrsmittel wurden die
Völker zwar einander näher gerückt, aber gerade deshalb zur
Erhaltung ihrer nationalen Art gedrängt. Die modernen
Verkehrsmittel haben den internationalen Güterberkehr ge-
waltig erleichtert und verbilligt, aber gerade deshalb die
ſchutzzöllneriſchen Beſtrebungen wieder belebt. Unter Um
ſtänden kann der Verruf ein Mittel des Unfriedens, der Auf-
reizung und der Verhetzung unter den verſchiedenen Klaſſen
und Völkern werden. Jndeſſen iſt der Verruf nicht durch
aus ein unlauteres Kampfmittel und ſein Ziel nicht not
wendig ſtets ein falſches. Jmmerhin ſind Auswüchſe vor-
handen und haben Uebelſtände gezeitigt. Sollten die Ver
rufe häufiger und ſtärker hervortreten, ſo werden ihnen Ge
ſetzgebung und Diplomatie größere Aufmerkſamkeit zu-
wenden müſſen. Und im allgemeinen wird man die Verrufe,
ſelbſt wenn berechtigt und notwendig, als ein Uebel betrachten
müſſen, deſſen Ausbreitung nicht gerade wünſchenswert iſt.“

Es ſcheint, als wenn das Regierungsblatt den Scharf-
machern zu Gemüte führen will, daß die Erfüllung ihres ſehn-
lichſten Wunſches unter Umſtänden zu einem zweiſchneidigen
Schwert werden kann. Jndeſſen iſt von den Großkapitaliſten
nicht zu erwarten, daß ſie von ihrer Forderung nach einem
neuen Zuchthausgeſetz gegen die Arbeiter abſtehen werden.
Wenn aber die Regierung zurzeit gegen ein ſolches Geſetz
mittelbar Bedenken erhebt, ſo nur deswegen, weil vorläufig im
Reichstage nicht die geringſte Ausſicht auf Annahme eines
ſolchen Geſetzes beſteht. Außerdem verſchließt man ſich viel-
leicht in Regierungskreiſen auch nicht der Tatſache, daß die Ar
beiterbewegung heute ſtark genug iſt, um auch mit einem Zucht-
hausgeſetz ſpielend fertig zu werden und ſogar noch neue
Kräfte aus ihm zu gewinnen!

Der Eid des Schutzmanns.
Jn kurzer Zeit hatte das Volksblatt in Boch um zwei Be

leidigungsprozeſſe. Es hatte den Vorwurf des Meineids gegen
den Polizeiſergeanten Schneider in Bommern und den Vorwurf
der fahrläſſigen oder gar abſichtlichen Eidesverletzung gegen
den Gendarmen Niemier aus Freiſenbruch erhoben. Jn beiden
Fällen hielt das Schöffengericht die Vorwürfe des Volksblarts
für völlig erwieſen und urteilte im erſten Fall: „Der
Polizeiſergeant hat zweifelsfrei wiſſentlich einen Meineid ge
ſchworen“ und im zweiten Falle: „Das Gericht hält für er-
wieſen, daß Gendarm Niemier in zwei Fällen ſich der
Eidesverletzung ſchuldig gemacht hat.“ Jn beiden Fällen ging
der Staatsanwalt mit beſonderem Eifer ins Geſchirr, um
wenigſtens in der Berufungsinſtanz zu retten, was zu retten
war. Mit der bei der Juſtiz im Ruhrgebiet ſo ſehr beliebten
Praxis, Zeugen nicht gelten zu laſſen, die nur negative Aus-
ſagen machen, z. B. Jch habe das nicht gehört, ich hätte es
aber hören müſſen, wenn die beleidigenden Worte geſprochen
wären wurde im Prozeß Schneider gebrochen. Die Straf-
kammer hielt die negativen Ausſagen der Polizeizeugen ebenſo
wichtig als die poſitiven markanten Ausſagen zweier nicht
ſozialdemokratiſcher Zeugen des Angeklagten Genoſſen
Pierenkämper. Die weiteren poſitiv und beſtimmt
ausſagenden Zeugen wurden aus ſonſt von den Gerichten nicht
beachteten Gründen für nicht zweifelsfrei erklärt, und ſo konnte
das Gericht zu einer Verurteilung 100 Mark Geldſtrafe
kommen.

Jn derſelben Sache wurde am Freitag vor der Berufungs-
ſtrafkammer verhandelt und ebenfalls die Verurteilung des
Gen. Pierenkämper zu 150 Mark Geldſtrafe erzielt. Das Ge-
richt hielt für erwieſen, daß die der Beleidigung
zugrunde liegende Ausſage des Gendarmen
vor dem Schöffengericht in Steele falſch war,
doch habe der Gendarm als Zeuge unzweifelhaft ſubjektiv nach
beſſerem Wiſſen ausgeſagt. Bei den Streikprozeſſen werden
bei Gendarmen und Polizeibeamten Jrrtümer als ausge-
ſchloſſen betrachtet, hier mußte die Annahme eines Jrrtums
dazu führen, den Gendarm von dem Vorwurf der Eidesver-
letzung zu entlaſten auf Koſten des Angeklagten. Der Gen-
darm hatte in einem Prozeſſe gegen die Wirtin unſeres Partei-

lokals wegen Abgabe von Schnaps an Minderſährige ver-
ſchwiegen, daß die Wirtin ein Dienſtmädchen mitgeſchickt
habe, welcher Tatbeſtand auch zur Freiſprechung der
Wirtin führte. Auf die Frage des Richters, ob er das Dienſt-
mädchen nicht geſehen habe, antwortete der Gendarm beſtimmt
mit nein. Wogegen vier Zeugenpoſitiv bekunden konn-
ten, daß er das Dienſtmädchen in Gegenwart ſchnapsholender
Kinder auf der Straße angeſprochen und gefragt habe, ob ſie
immer mitginge. Ein Zeuge des Staatsanwalts mußte auf
Befragen zugeben, daß er ſelbſt während verbotener Zeit bei
dem Wirt Schnaps holen ließe und dann beim Gendarm An-
zeige machte, um, wie er ſich an zwei Stellen gebrüſtet hat, den
Wirt herein zu legen.

Trotz aller dieſer gerichtlichen Feſtſtellungen wurde der ſozial-
demokratiſche Redakteur verurteilt: Denn der Eid eines preu
ßiſchen Poliziſten gilt unter allen Umſtänden für einwandfrei
und unantaſtbar, und einen preußiſchen Schutzmann, der
wiſſentlich einen Meineid ſchwört ſo was gibt's überhaup
nicht!

Jn Amerika wie in Deutſchland.
Aus Junge: Amerikaniſche Wirtſchaftspolitik (Berlin, Julius

Springer) zitiert die agrariſche D. Tagesztg. folgende Sätze:
„So lange die Truſts in der Lage ſind, durch Ausſpielung

des Kontingents der Farbigen und Einwanderer, durch Spal-
tung der Organiſationsbeſtrebungen des Proletariats, durch
Kokettieren mit den demokratiſchen Jdolen; Kontraktfreiheit,
Selbſtbeſtimmungsrecht uſw. die heimiſchen Arbeiter in Schach
zu halten, und ſolange ein großer Teil der ſtimmfähigen Er-
werbsſchichten vom Großkapital abhängt, werden die Löhne in
Amerika niemals das Niveau der notwendigen Bedarfs-
deckung überſchreiten, wenn ſie auch nominell ſtets höher ſein
müſſen als diejenigen Europas, ſchon um überhaupt Ein-
wanderer ins Land zu ziehen, mit deren Zuſtrom das Wirt-
ſchaftsſyſtem der Vereinigten Staaten ſteht und fällt. Berück-
ſichtigt man dabei die höheren Koſten der Lebenshaltung, die
häufigeren Geſchäftsſtockungen und die dadurch verurſachten
Ausfälle an Erwerbstätigkeit, ferner die hygieniſch ſchlechteren
Arbeitsbedingungen, die intenſivere Betriebsweiſe und die
größeren Gefahren für Leben und Geſundheit, endlich die
Tatſache, daß die Aufwendungen für Krankheit, Unfälle und
Alter zumeiſt ganz aus den Löhnen gedeckt werden müſſen,
ſo wird man zu dem Schluſſe kommen, daß das Los der Ar-
beiter in Amerika d. h. der großen Maſſe der Arbeiter
durchaus kein beſſeres, ihre Exiſtenzſicherheit entſchieden ge-
ringer iſt, als die der entſprechenden Schichtung Deutſch-
lands.“

Es iſt alſo drüben wie hüben. Nur mutet es ſeltſam an,
daß das Junkerblatt amerikaniſche Unternehmerpraktiken feſt-
ſtellt, die es in Deutſchland durch die Politik ſeiner konſer-
vativen Freunde aufs angelegentlichſte unterſtützt.

Deutſches Reich.
Sachſen für die Reichserbſchaftsſteuer. Ein Artikel der

offiziöſen Leipziger Ztg. wendet ſich gegen das Baſſer-
mann-Erzbergerſche Steuerprojekt und gegen direkte Reichs-
und Landesſteuern zu Reichszwecken. Zum Schluß erklärt der
Artikel, daß lediglich der Ausbau der Reichserbſchafts-
ſteuer in Frage kommen könne, und zwar müſſe das beweg-
liche, nicht minder aber auch das unbewegliche Vermögen ge-
troffen werden. Die Steuer müſſe gerecht ausgeſtaltet werden,
und geeignete Vorſchriften hätten dafür zu ſorgen, daß das
mobile Kapital nicht durch die Maſchen des Geſetzes ſchlüpfen
könne.

Wozu die chriſtlichen Gewerkſchaften gegründet wurden,
verrät in einem Anfall von Ehrlichkeit der konſervativ-chriſt-
liche Reichsbote, der Tränen der Trauer darüber vergießt,
daß „konfeſſionelle Fanatiker im römiſchen Lager einen neuen
Anſtrum mit veränderter Taktik“ auf die chriſtlichen Gewerk-
ſchaften unternommen haben. Der Reichsbote geſteht, daß „man
nach mannigfachen vergeblichen Verſuchen, der Sozialdemo-
kratie auf irgend einem anderen Wege beizukommen, endlich
chriſtliche Gewerkſchaften gegenüber den freien ins Leben rief“.

Es war ja bekannt, daß die Konſervativen in den chriſt-
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richen Gewerkſchaften eine Schußtruppe fur ore Kapet
taliſten (und ſchließlich mit Recht) ſehen aber ſo offen wie
hier iſt das wohl noch nicht ausgeſprochen worden.

Der Reichsverband deutſcher Preſſe hielt am Sonntag in
München ſeine Hauptverſammlung ab. Man beſchäftigte
ſich auch mit der Gerichtsberichterſtattung. Der bahyeriſche
Juſtizminiſter v. Thelemann überraſchte durch die richtige
Bemerkung, daß erſt die Berichterſtallung der Preſſe die
Oeffentlichkeit der Verhandlungen verbürge. Er, ſowie mehrere
journaliſtiſche Redner wandten ſich gegen eine ſenſations-
haſchende Berichterſtattung, namentlich über Unſittlichkeits
prozeſſe. Man faßte eine Reſolution, die das Beſtehen ſolcher
Mißſtände zugibt nach denen die größten und die kleineren
bürgerlichen Zeitungen ſo gierig ſind! aber man ſtrich be
zeichnenderweiſe den Satz, der die Verleger auffordern wollte,
ſolche Löhne zu zahlen, wie ſie anſtändige und tüchtige Jour
naliſten fordern müßten. Daß man, oder wenigſtens die Red
ner des Kongreſſes, von irgendwelcher gewerkſchaftlichen Tätig-
keit noch weit entfernt iſt, zeigte die Peinlichkeit, mit der jede
Stellungnahme gegen die Verleger vermieden wurde. Jmmer-
hin erklärte der Referent Stoffers unter großem Beifall, wenn
die Journaliſten ſich auf den Standpunkt ſtellten, die Zeitung
ſei nur ein kapitaliſtiſches Unternehmen, das hohe Dividenden
liefern müſſe, wären ſie ehrloſe Soldſchreiber und Tintenkulis.

Man nahm weiter eine Reſolution gegen die Zeugnis-
zwangsſchande an.

OeſterreichUngarn.
Nach dem ungariſchen Staatsſtreiche. Auch das ungariſche

Magnatenhaus hat die von der Mehrheit des Reichs
tags in ungeſetzlicher Weiſe beſchloſſenenen Wehrgeſetze ern
genommen. Während die Arbeiterſchaft dieſen Beſchluß des
Oberhauſes vorausſah, er die Arbeiter alſo nicht überraſchte,
wurde die Bürgerſchaft durch den Beſchluß in große Ent-
rüſtung verſetzt.

Die Sonntag in den Provinzſtädten einberufenen Proteſt
verſammlungen waren von Arbeitern und Bürgern ſehr
ſtark beſucht. Von den 43 in den verſchiedenen Städten an-
beraumten Verſammlungen konnten aber nur 14 abgehalten
werden, da' in den anderen Städten die Behörden die
Verſammlungen verboten und alle Vorbereitungen ge-
troffen hatten, gegen die Verſammelten einzuſchreiten. Die
Verſammlungsredner erklärten: Zwar ſei jetzt der Staats
ſtreich gelungen aber die oppoſitionellen Mitglieder und die
Führer der Arbeiterſchaft werden in der nächſten Zeit das
Land von Ort zu Ort bereiſen und das Volk vorbe-
reiten zum Kampfe, der im Herbſte bei der Eröffnung
des Reichstages und bei der Vorlegung des Wahlrechtsgeſetz-
entwurfs wieder beginnen und in ſtärkerer Heftigkeit als bis-
her geführt werden wird. Jn allen Verſammlungen war die
Erregung groß. Militär und Gendarmerie wurde an allen
Orten bereit gehalten.

Jm Laufe dieſer Woche werden neue Proteſtverſamm-
lungen im Lande ſtattfinden. Unſer Budapeſter Partei-
organ wurde am Sonntag wieder konfisziert; angeblich
wegen eines Artikels gegen das Oberhaus.

Welche Erregung der Staatsſtreich Tiszas im Volke ver
urſacht hat, wird auch durch das Ergebnis der Sammlung, die
für die Opfer der Revolution eingeleitet wurde, bewieſen.
Spontan, ohne jede Aufforderung, machte ſich unter der Ar-
beiterſchaft die Bewegung kund, als die Zahl der Verwundeten
und Jnhaftierten vom 23. Mai bekannt wurde. Und obwohl
das Sammeln in Ungarn verboten iſt, hat die Sammlung
für die Opfer bereits 68 000 Kronen ergeben.

Frankreich.
Vertenerung des Brotes. Aus der Champagne kommen über

Verteuerung des Brotes äußerſt bedenkliche Nachrichten. Die
Bäcker in Epernay und Umgegend haben geſtern eine Ver-
ſammlung abgehalten und als deren Ergebnis eine Kundgebung
an das Publikum gerichtet, in der es heißt, daß die Bäcker ge
zwungen ſind, die Brotpreiſe von neuem zu erhöhen. Weiter
wird erklärt, daß die Bäcker vorausſichtlich im Laufe der näch-
ſten Woche noch eine weitere Preiserhähung des Brotes vor-
nehmen müſſen, wenn ſie nicht ihre Läden ſchließen wollen,
da es ihnen nur unter größten Schwierigkeiten möglich iſt,
Mehl einzukaufen. Die Lage iſt beſorgniserregend, wie noch

v Die Jnſelbauern. a
Roman von Auguſt Strindberg. Verdeutſcht von Emil

Schering.

Die Unruhe jagte die Neugier auf, und ſie trabte die Anhöhe
hinunter, um zu erfahren, was geſchehen war.

Als ſie an den Feldzaun kam, ſah ſie das Achterſtück des
Netzbootes. Sie waren alſo um die Jnſel herumgerudert!

Normans Stimme war deutlich zu hören, wie er den Ver-
lauf ſchilderte:

Er ging auf den Grund wie ein Stein; dann kam er
wieder in die Höhe; da aber kriegte er den Tod mitten durchs
linke Auge; es war genau ſo, als löſche man ein Licht.

Herr Jeſus, iſt er tot? ſchrie die Alte und ſtürzte über
den Zaun.

Aber niemand hörte ſie, denn Rundaviſt ſetzte die Leichenrede
im Boot fort.

Und dann warfen wir die Dregg und als der Anker-
flügel ihn im Rücken packte, da

Die Alte war hinter die Stangen gekommen, an denen die
Netze trockneten, und konnte nicht hindurch; aber ſie ſah, wie
durch einen Schleier vor einem Spiegel, hinter den aufge
hängten Netzen, wie alle Leute des Hofes um einen grauen
Körper, der im Boot verſtaut war, lagen, knieten, krochen.
Sie ſchrie auf und wollte unter den Netzen durch, aber die
Schwimmer blieben in ihren Haarflechten hängen und die
Senker ſchlugen wie eine Geißel.

Was haben wir denn da in den Flundernetzen gefangen
ſchrie Rundaviſt, der ſah, daß das Garn lebendig wurde. Nein,
ich glaube, das iſt Tante!

Jſt's aus mit ihm? ſchrie Frau Flod ſo laut ſie konnte.
Jſt's aus mit ihm?

Aus wie mit einem toten Hund!
Die Alte kam endlich los und eilte an die Landungsbrücke.

Da lag Guſtav mit bloßem Kopf im Boot auf dem Bauch,
aber er bewegte ſich, und unter ihm war ein großer haarigerKörper zu ſchen JBiſt du's, Mama? grüßte Guſtav, ohne ſich umzudrehen.
Sieh, was wir gefangen haben!

Die Alte machte große Augen, als ſie einen fetten Seehund
erblickte, dem Buſtav gerade das Fell abzog. Seehunde gab's
allerdings nicht alle Tage: das Fleiſch konnte man eſſen, wie
es jetzt war; der Tran reichte zu manchem Paar Stiefel das
Fell war wohl ſeine zwanzig Kronen wert. Aber nötiger war
doch der Winterſtörmling, und ſie ſah nicht eine Floſſe im
Boot; wurde deshalb etwas verſtimmt, vergaß ſowohl den
wiedergefundenen Sohn wie den unerwarteten Seehund und
brach in Vorwürfe aus:

Und der Strömling?

Dem war nicht beizukommen, antwortete Guſtav. Aber
den kann man ja ſchließlich kaufen, während man Seehunde
nicht alle Tage kriegt.

Ja, ſo ſprichſt du immer, Guſtav! Aber es iſt wirklich
eine Schande, drei Tage auszubleiben und nicht einen einzigen
Firm, heimzubringen. Was ſollen wir denn dieſen Winter
eſſenSie fand aber keine Zuſtimmung vom Strömling hatte
man genug bekommen, und Fleiſch war Fleiſch; außerdem
hatten die Jäger durch ihre Erzählung des merkwürdigen
Jagdabenteuers alle Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt.

Ja, benutzte Carlsſon die Gelegenheit, indem er ſich ein
Stück vom Aas abhhieb, hätten wir jetzt nicht den Ackerbau,
ſo kriegten wir nichts zu eſſen!

An dieſem Tag fiſchte man nicht mehr; der große Waſch-
keſſel wurde aufs Feuer geſetzt, um den Tran auszukochen; in
der Küche wurde gebraten und geſchmort; dazwiſchen trank
man Kaffeehalbe. Auf der ſüdlichen Wand der Scheune wurde
das Fell wie ein Siegeszeichen ausgeſpannt; Leichenreden
wurden dabei gehalten, und alle kommenden und gehenden Klein-
gläubigen mußten ihre Finger in die Schußlöcher ſtecken und
anhören: wie das Blei dahin gekommen wo der Seehund auf
den Stein gekrochen war; was Guſtav im letzten Augenblick,
als der Schuß losgehen ſollte, zu Normann ſagte; wie ſich der
ſterbende Seehund im letzten Augenblick benahm, als ihm das
„Leben wie ein Faden abgeſchnitten wurde“.

Carlsſon war kein Held in dieſen Tagen, aber er ſchmiedete
heimlich ſein Eiſen und als das Fiſchen zu Ende war, ſetzte
er ſich mit Norman und Lotte ins Boot, um nach der Stadt
zu fahren.
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Als Frau Flod an die Ladungsbrücke hinunter kam, um die
aus der Stadt Heimkehrenden zu empfangen, war Carlsſon ſo
freundlich und beſcheiden, daß die Alte ſofort merkte, es war
etwas dazwiſchen gekommen.

Nach dem Abendbrot ließ ſie ihn in die Stube eintreten,
damit er das Geld aufzählte. Er mußte ſich ſetzen und be
richten. Aber das ging träge; der Knecht ſchien keine Luſt zu
haben, etwas mitzuteilen doch die Alte ließ nicht locker, bis
er mit einem Reiſebericht herausrückte.

Nun, Carlsſon, merkte ſie, er iſt doch auch bei Profeſſors
geweſen, nicht wahr?

Ja, natürlich war ich dort, antwortete Carlsſon, der
augenſcheinlich von der Erinnerung unangenehm berührt

wurde. sNun, wie geht's ihnen S
Sie laſſen alle auf dem Hof grüßen; ſie waren ſo freund-

lich, mich zum Frühſtück einzuladen. Es war ſehr fein in der
Wohnung, und wir haben auch was Gutes gekriegt.

Was hat er denn Gutes gekriegt?
Oh, wir haben Hummer mit Schwammpignons gegeſſen

und dazu Porter geirunken.
Da hat er wohl auch die Mädchen geſehen, Carlsſon

Ja gewiß, antwortete Carlsſon freimütig.
Und die ſind ſich gleich geblieben, nicht wahr

Das waren ſie nun allerdings nicht; das würde aber die
d zu ſehr gefreut haben darum antwortete Carlsſon nicht

arauf.
Ja, ſie waren ſehr nett! Wir ſind abends in Berns

Salon geweſen, um uns die Muſik anzuhören; da habe ich ſie
mit Sherry und belegten Brötchen traktiert. Es war, wie ge
ſagt, ſehr nett.
„Jn Wirklichkeit war es aber durchaus nicht nett geweſen

die Sache war nämlich ganz anders verlaufen.
Carlsſon war in der Küche von Lina empfangen worden,

denn Jda war ausgegangen; an der Ecke des Küchentiſches
hatte er dann eine halbe Flaſche Bier getrunken. Dabei war
die Frau des Profeſſors in die Küche gekommen und hatte zu
Lina geſagt, ſie ſolle einen Hummer holen, da abends Beſuch
komme; dann war ſie wieder gegangen.

Als Carlsſon mit Lina wieder allein war, wurde die etwas
verlegen; ſchließlich kriegte Carlsſon aus ihr heraus, daß Jda
ſeinen Brief empfangen und ihn eines Abends, als ihr Bräuti-
gam dageweſen, laut vorgeleſen habe; das war in der Kam-
mer geſchehen, wo der Bräutigam Porter trank und Lina
Champignons reinigte. Und ſie hatten ſich halb tot gelacht.
Zwei Male habe der Bräutigam den Brief geleſen, laut wie
ein Paſtor. Am meiſten hatten ſie ſich über den „alten Carls-
ſon“ und ſeine „letzten Stunden“ amüſiert. Als ſie zu der
Stelle von „Verſuchungen und Jrrwegen“ kamen, hatte der
Bräutigam er war Bierfahrer vorgeſchlagen, nach Berns
Salon in die Verſuchung zu gehen. Und ſie waren dorthin
gegangen und wurden von dem Bräutigam mit Sherrhy und
belegten Brötchen traktiert.

Ob nun Linas Erzählung Carlsſons Sinn erregt und ſein
Gedächtnis erſchüttert hatte; oder ob er ſich ſo lebhaft in die
Kleider des Bierfahrers gewünſcht, daß er ſich in deſſen ange
nehme Lage als Wirt verſelt, ſich mit dem Hummer eſſenden
Gaſt verwechſelt, den Porter des Bräutigams getrunken und
Linas Champignons gegeſſen hatte genug, er ſtellte die Sache
der Alten ſo dar, daß er die Wirkung erzielte, die er beabſich-
tigte; und das war die Hauptſache.

Nachdem er ſo weit gekommen war, fühlte er ſich ruhig genug,
um zum Angriff überzugehen. Die Burſchen waren auf See,
Rundaqviſt hatte ſich niedergelegt, und die Mädchen waren für
dieſen Tag fertig geworden.

Was iſt das für ein Geſchwätz, das hier im Kirchſpiel um
läuft; das ich überall hören muß? begann er.

Was ſchwatzt man jetzt wieder? fragte Frau Flod.
7 Ach, es iſt das alte Geſchwätz: wir dächten daran, uns zu

verheiralen.
Ja, das iſt nichts Neues; das haben wir ſo oft gehört.
Aber es iſt doch ganz unglaublich, daß die Leute behaupten,

e iſt! Das iſt mir ganz unbegreiflich, ſagte der
Fortſetzung folgt.in rlsjon.



nie zuvor. Viele Müller beſitzen überhaupt kein Mehl mehr,weil es ihnen nicht möglich t Korg anhutreiter, Es iſt eine

Petition an die Kammer gerichtet worden, in der der Ankauf
von Korn aus Staatsmitteln ſowie eine Herabſetzung der Ein
fuhrzölle verlangt wird. Der Entſchluß der Bäcker, die Brot
preiſe zu erhöhen oder ihre Läden zu ſchließen, hat unter der
Bevölkerung eine außerordentliche Erregung hervorgerufen. Die
Bürgermeiſter der in der fraglichen Gegend liegenden Städte
haben beſchloſſen, am 25. Juni eine Sihung abzuhalten, zu der
ſie die Vertreter der Bäcker eingeladen haben, in der Hoffnung,
mit ihnen möglicherweiſe zu einer Verſtändigung über die zu
ergreifenden Maßnahmen zu gelangen.

Belgien.
Klerikale Wahlfälſchungen. Nach Meldungen aus Brüſſel

hat die klerikale Partei bei den Parlamentswahlen in Belgien

am 2. Juni ungeheure Wahlfälſchungen und Be
ſtechungen zu ihren Gunſten vorgenommen. Die liberale
Gazette meldet, daß die Brüſſeler Staatsanwaltſchaft deswegen
bereits gegen 4000 Perſonen Strafverfahren einge-
leitet habe. Die Wahlkorruption ſoll in einem geradezu un
geheuerlichen Umfange ausgeübt worden ſein. Die Oppoſition
wird bei Eröffnung der Extraſeſſion im Juli den Miniſter
präſidenten darüber interpellieren.

England.
Die Wahlreform. Jm Unterhauſe brachte Unterrichtsminiſter

Peaſe die Regierungsvorlage über die Wahl-
rechtsreform ein. Der Miniſter erklärte, die Vorlage
ſchaffe das Pluralwahlſyſtem und die Vertretung der Univerſi
täten ab und beſeitige alle Anomalien, die im Wahlgeſetz vor
handen wären. Die einzige Bedingung für Ausübung des
Stimmrechts ſei, daß der Wähler ſechs Monate lang ununter-
brochen ſeinen Wohnſitz im Wahlkreiſe gehabt oder dort ſeinen
Beruf ausgeübt habe. Die Regierung beabſichtige ſpäter eine
Vorlage über die Neueinteilung der Wahlkreiſe
einzubringen. Es ſei aber vorher notwendig, daß die Wahl
vorlage Geſetz werde. Gegenwärtig beſäßen etwa 4 Millionen
Männer kein Stimmrecht. Es ſei ausgerechnet worden, daß
unter dem neuen Geſetz etwa 2 bis 216 Millionen Stimmen zu
der Wählerſchaft hinzukommen würden. Der Miniſter er-
wähnte, daß, wenn den Frauen das Stimmrecht gewährt
werden würde, etwa 10 Millionen Frauen ſtimm-
berechtigt werden würden. Vor dem 1. Juni 1914 werde
das Geſetz nicht in Kraft treten. Nur im Falle einer allge-
meinen Wahl könne es vorher zur Anwendung kommen, wäh-
rend Nachwahlen noch nach dem alten Wahlſyſtem vorgenommen
werden müßten.

Türkei.
Kriegsſteuern zu erheben, ſieht ſich die türkiſche Regierung

infolge der Finanzkalamität gezwungen. Sie übermittelte der
Kammer Geſetzentwürfe über Steuererhöhungen wähs-
rend des Krieges und Geſetzentwürfe über eine 25pro-
zentige Erhöhung der Grund-, Jmmobilien- ſowie Gewerbe
ſteuer, eine 3prozentige Abgabe von Beamtengehältern und Er
höhung der Militärbefreiungstaxe von 50 auf 60 Pfund für den
aktiven Dienſt und von 80 auf 40 Pfund für die Reſerve.
Einige andere Steuern, angeblich die Salz- und die Spiri-
tuoſenſteuer, ſollen mäßige Erhöhungen erfahren.

Die Kämpfe in Tripolis. Die Jtaliener wurden am Sonn-
tag nachmittag auf dem neubeſetzten Küſtenplatze Misrada von
den Türken und Arabern angegriffen, ſchlugen aber nach
ſechsſtündigem Kampfe die Feinde zurück. Die Jtaliener hatten
2 Tote und 9 Verwundete, während die Araber angeblich 50
Tote auf dem Kampfplatze zurückließen.

Aus der Partei.
Die Erledigung des Göppinger Parteiſtreits.

Die Generalverſammlung des Wahlkreiſes
Göppingen-Gmünd tagte am Sonntag, 16. Juni, auf
dem Hohenſtaufen. Ueber ihren Verlauf erhalten wir vom
ſozialdemokratiſchen Preſſebureau folgenden Bericht:

Es waren 139 Delegierte anweſend. Das Mandat des Ge
noſſen Radek, der am Tage vorher in Gmünd, nach einem
Vortrag über die Göppinger Preßangelegenheit, zum Dele-
gierten gewählt worden war, wurde beanſtandet, da Radek
nicht Mitglied der Parteiorganiſation des Kreiſes iſt. Ein
Gmünder Genoſſe meinte die Anweſenheit Radeks ſei not-
wendig, da er am eheſten in der Lage ſei, die Angelegenheit
des Göppinger Geſchäfts der Generalverſammlung klarzu
legen. Darauf gab Genoſſe Ebert vom Parteivorſtand im
Einverſtändnis mit dem Genoſſen Braun folgende Erklä-
rung ab:

„Wir ſind bereit, mit den Genoſſen des 10. württem-
vergiſchen Reichstagswahlkreiſes uns über die Sanierung
des Göppinger Parteiunternehmens eingehend zu beraten.
Wir haben zu dieſem Zweck bereits mit allen in Betracht
kommenden Parteiinſtanzen darüber verhandelt und ſind
einmütig zu einem Vorſchlag gekommen, den wir der Kreis
generalverſammlung unterbreiten wollen. Ablehnen müſſen
wir es jedoch nach wie vor, über dieſe ſchwierige, vorwiegend
geſchäftliche Angelegenheit mit dem Genoſſen Radek zu ver-
handeln, der weder im Wahlkreis organiſiert iſt, noch mit
den geſchäftlichen Angelegenheiten vertraut iſt und der zu
dem durch die parteiſchädigende Art, wie er dieſe Angelegen-
heit in der Oeffentlichkeit behandelte, einen ſolchen Mangel
an Verantwortlichkeitsgefühl an den Tag gelegt hat, daß die
Verhandlungen mit ihm zu keinem gedeihlichen Ergebnis
führen können. Glaubt der Genoſſe Radek über den Partei-
vorſtand oder einzelne ſeiner Mitglieder Beſchwerde führen
zu müſſen, ſo kann er ſich an die Kontrollkommiſſion der
Partei wenden, die ſeine Beſchwerden ſofort zu prüfen hat.
Dieſer für alle Parteigenoſſen vorgezeichnete Weg muß auch
für den Genoſſen Radek maßgebend ſein.

Braun. Ebert.“
Mit großer Mehrheit wurde dann das Mandat Radeks

für ungültig erklärt. Darauf zogen ſich die Gmünder Dele-

gierten zu einer Beſprechung zurück. Nach ihrer Rückkehr er
ſuchten ſie um erneute Abſtimmung über die Gültigkeit des
angefochtenen Mandats und gaben, nachdem dieſes Erſuchen
abgelehnt war, folgende Erklärung ab:

„Die unterzeichneten Delegierten ſehen in der Nichtzu
laſſung des Gen. Radek als Delegierten Gmünds eine Be-
einträchtigung der Rechte der Gmünder Mitgliedſchaft. Sie
konſtatieren, daß der Gen. Ebert gegen Radek ſchwere Be-
ſchuldigungen erhoben, daß ihm aber das Recht der Gegen
wehr durch den Beſchluß der Generalverſammlung abge
ſchnitten wurde. Sie ſind der Ueberzeugung, daß Genoſſe
Radek nach beſtem Wiſſen den Jntereſſen des 10. Wahl
kreiſes dienen wollte und daß das Verhalten des Partei-
vorſtandes den Eindruck erwecken muß, es ſeien Dinge zu
verbergen, die den Parteigenoſſen nicht bekannt werden
ſollen. Sie ſind gezwungen, die Verantwortung für die
heutige Verhandlung abzulehnen und an ihr nicht mehr teil
zunehmen.“

Sodann verließen die 15 Delegierten von Gmünd,
ſechs weibliche und ein männlicher Delegierter von Göp-

en mit Radek und Talheimer die Generalverſamm-
ung.

Ebert berichtete nunmehr eingehend über die Entwicklung der
Göppinger Zeitungsangelegenheit, ſeine Feſtſtellungen durch
Verleſung der in der Sache gewechſelten Briefe belegend. Die
Verſammlung ſtimmte ihm mit großem Beifall einmütig zu.
Jn der kurzen Debatte wurden die Angaben Eberts von ſämt-
lichen Rednern beſtätigt; insbeſondere hob Kinkel hervor,
daß während der Verhandlungen ihm das vom Parteivorſtand
angewieſene Geld ſtets anſtandslos ausgezahlt worden iſt.
Nachdem der Schluß der Debatte angenommen war, erklärte
der Vorſitzende Schepperle: daß er nicht habe ausführen
können, daß er mit dem Vorſchlag Eberts einverſtanden ſei,
er wolle der Sanierung nicht im Wege ſtehen, ſei aber nach
wie vor der Anſicht, daß der Rücktritt Thalheimers
erzwungen war. Nunmehr erſuchte Ebert die Verſamm-
lung dringend, die Debatte wieder zu eröffnen, um Schepperle
Gelegenheit zur Begründung ſeiner Anſicht zu geben. Dem
wurde zugeſtimmt. Schepperle legte in Kürze die Vorgänge
dar, aus denen er den Schluß gezogen hat, daß der Rücktritt
Thalheimers kein freiwilliger geweſen ſei. Nachdem Ebert
vom Parteivorſtand und Hildenbrand vom Landesvorſtand
nachgewieſen hatten, daß Schepperle von irrigen Voraus-
ſetzungen ausgeht, wurde erneut die Debatte durch einſtim-
migen Beſchluß geſchloſſen und folgender Reſolution einmütig
zugeſtimmt:

„Die Freie Volkszeitung in Göppingen bleibt ein ſelb-
ſtändiges Blatt mit eigener ſelbſtändiger
Redaktion. Zur Verbilligung ihrer Herſtellung wird
der allgemeine politiſche Teil in Matrizen von der Schwäbi-
ſchen Tagwacht in Stuttgart bezogen. Der Druck der
Donauwacht wird von Stuttgart nach Göppingen verlegt.
Die von Stuttgart bezogenen Matrizen werden auch für die
Donauwacht verwandt, deren Redaktion wie bisher ſelb-
ſtändig in Ul m geführt wird. Die Sanierung wird vom
Parteivorſtand und Landesvorſtand durchgeführt. Dieſen
Körperſchaften wird in allen wichtigen geſchäftlichen
Angelegenheiten des Göppinger Unternehmens ent-
ſcheidender e a eingeräumt. Die Entſcheidung
über die redaktionelle Haltung der beiden Blätter bleibt wie
bisher den Genoſſen der Verbreitungsgebiete überlaſſen.“

Mit dieſer Erledigung der Angelegenheit dürfte nun endlich
der unerquickliche Streit aus der Welt geſchafft ſein. Bedauer-
lich bleibt immerhin, daß es erſt der wochenlangen Auseinander-
ſetzungen in den direkt beteiligten Parteiorganiſationen und
in der Parteipreſſe bedurfte, um dieſe einfache Löſung zu finden.
Jſt hier der Parteivorſtand wirklich von aller Schuld freizu-
ſprechen? Hat er von Anfang an auch den Schein vermieden,
als ob die Göppinger Genoſſen ſeiner Objektivität in der
Behandlung des Konflikts nicht vertrauen könnten? Daß ihr
Selbſtbeſtimmungsrecht über die grundſätzliche Haltung der
Göppinger Volkszeitung gefährdet war, darüber beſteht heute
wohl kein Zweifel mehr; die Unantaſtbarkeit dieſes Rechts
hätte ihnen der Parteivorſtand von vornherein klipp und klar
und ſo zweifelsfrei garantieren müſſen, daß jedes Mißverſtänd-
nis ausgeſchloſſen war. Jnſofern er das nicht tat, iſt auch er
nicht ganz ohne Schuld, wenn der Streit dieſe Schärfe und
einen ſolchen Umfang angenommen hat.

Die Göppinger Genoſſen kämpften um ein ſelbſtverſtändliches
Recht, um das Selbſtbeſtimmungsrecht über die grund ſä tz
liche und taktiſche Stellung ihres Blattes ein Recht,
das den Parteigenoſſen des Verbreitungsge-
bietes eines Parteiblattes unter allen Umſtänden auch dann
gewahrt bleiben muß, wenn es auf die finanzielle Unterſtützung
der Geſamtpartei angewieſen iſt. Und wenn ein reviſioniſtiſches
Parteiblatt, wie die Chemnitzer Volksſtimme, jetzt herkommt
und den Göppinger Genoſſen das Selbſtbeſtimmungsrecht über
die grundſätzliche und taktiſche Haltung der Freien Volkszeitung
gewiſſermaßen deshalb abſprechen möchte, weil ſie das
Blatt nicht mit eigenen Mitteln erhalten können, ſo widerſpricht
das den elementarſten Grundſätzen, die bisher in der Partei
üblich waren. Außerdem ſcheint man in Chemnitz einen weſent
lichen Umſtand unberückſichtigt zu laſſen, wenn man von einem
„mutigen Zurückweichen“ des Parteivorſtandes redet. Nämlich
den, daß der Parteivorſtand doch wohl kein Diktator, ſondern
auch da, wo es ſich um finanzielle Unterſtützungen handelt,
nur Vermittler und Beauftragter der Geſamt partei iſt.
Von einem „Zurückweichen“ des Parteivorſtandes vor der
wie ſich das Chemnitzer Blatt geſchmackvoll ausdrückt „Weſt
meyer-Clique“, oder daß er ſich zu weiteren Zugeſtändniſſen
habe „preſſen“ laſſen, kann alſo ſchon deswegen keine Rede ſein,
weil er wenn auch ſpät! nichts anderes getan, als eine
ſelbſtverſtändliche Pflicht erfüllt hat!

So befriedigend nun auch im allgemeinen die Löſung des
Konflikts iſt, ſo ſehr iſt doch zu bedauern, daß man aus rein
formellen Gründen einer ſtarken Minderheit von General-
verſammlungsdelegierten ihre Mitwirkung gleichſam unmöglich
machte. Ob der Genoſſe Radek im 10. württembergiſchen Wahl
kreiſe organiſiert iſt oder nicht, ſcheint uns ſehr unweſentlich
angeſichts der Tatſache, daß er als Vertreter der Redaktion der
Freien Volkszeitung und durch die gegen ihn gerichteten An-

griffe auch perſönlich ſehr ſtark in der ganzen Angelegen-
heit intereſſiert war. Von ſolch rein formellen Gründen hätte
man die Teilnahme des Genoſſen Radek an der Generalver-
ſammlung unter dieſen Umſtänden nicht abhängig machen ſollen,
um ſo weniger, als ſeine Anweſenheit die ſachliche Beilegung
des Streites in dem getroffenen Sinne wohl kaum beeinflußt
hätte.

Jm übrigen hat die Bremer Bürgerzeitung nicht ſo ganz
unrecht, wenn ſie von einem „Ende der Freien Volks
zeitung“ ſchreibt; denn da die Volkszeitung ja in ihrem
politiſchen Teil ganz von der Schwäbiſchen Tag-
wacht abhängig iſt, von der ſie die Matrizen bezieht, ſo
kommt es tatſächlich faſt darauf hinaus. Die von der
Stuttgarter Tagwacht bezogenen Matrizen werden auch für
die reviſioniſtiſche Donauwacht, deren Redaktion
nach wie vor ſelbſtändig in Ulm verbleibt.

Ein Bezirksbildungsausſchuß für Niederſchleſien
wurde am Sonntag auf einer Konferenz in Görlitz, die von
37 Vertretern der Gewerkſchaftskartelle, der ſozialdemokrati-
ſchen Vereine, der Sänger- und Turnervereine beſucht war,
eingeſetzt. Gen. Pieck, der als Vertreter des Zentralbil-
dungsausſchuſſes an der Konferenz teilnahm, erſtattete ein
eingehendes Referat über die proletariſchen Bil-
dungsbeſtrebungen. Die lebhafte Ausſprache über das
Referat drehte ſich weſentlich um die Schwierigkeiten, die ſich
in Niederſchleſien einer intenſiven Bildungsarbeit entgegen
ſtellen. Es wurde deshalb die von der Agitationskommiſſion
vorgeſchlagene Einſetzung eines Bezirksbildungsausſchuſſes,
der den Orten bei der Bildungsarbeit behilflich ſein ſoll, freu-
dig begrüßt und angenommen. Der Bezirksbildungsausſchuß
hat ſeinen Sitz in Görlitz und ſetzt ſich zuſammen aus ſieben
Mitgliedern. Drei wählt das Gewerkſchaftskartell, drei der
Sozialdemokratiſche Verein und eins die Agitationskom-
miſſion.

Die Konferenz beſchäftigte ſich noch mit der proletari-
ſchen Jugendbewegung, über die der Vorſitzende des
Bezirksjugendausſchuſſes, Genoſſe Oswald aus Görlitz, refe-
rierte, der den Genoſſen empfahl, ſich mit größerem Jntereſſe
der Jugend anzunehmen. Die Diskuſſion förderte ein trübes
Bild der behördlichen Schikanierung unſerer Jugendbewegung
in Niederſchleſien zu Tage. Allen Schwierigkeiten zum Trotz
verſprachen die Genoſſen für die Förderung der Jugendbe-
wegung tätig zu ſein.

400 Mk. Strafe wegen Beleidigung durch die Preſſe.
Redakteur F. Bory s von der polniſchen Ausgabe der Berg-

arbeiterzeitung wurde am 14. Juni von der Strafkammer zu
Bochum zu 400 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Genoſſe Borys
hate einem Krakauer Blatte einen Artikel entnommen, in dem
die Ausweiſungspraxis der preußiſchen Behörden einer Kritik
unterzogen wurde und durch den ſich der Amtmann Dr. Eick
hoff zu Balve in Weſtfalen beleidigt fühlte. Da der Ange-
klagte wegen Preßvergehen noch nicht beſtraft iſt, läßt ſich die
unerhört hohe Strafe vielleicht daraus erklären, daß die
Bochumer Gerichte durch die Aburteilung der Streikvergehen
an hohe Strafmaße gewöhnt ſind.

Literariſches.
Der Naturarzt, Monatsſchrift, Juniheft 1912. Aus ihrem

e heben wir u. a. hervor den Aufſatz Obſtkulturen von
r. med. Selß, Zur r r (Obſt), Ein Fall vonSchwerhörigkeit und Ertaubung von Dr. med. Riedlin. Grund

ſätze für das Jugendwandern, Wohnungsnot, Natureis, Wie iſt
das Bett zu ſtellen uſw. Die Beilage Für unſere Frauen und
Mütker bringt u. a. eine Arbeit von Dr. med. Lohmann: Ueber
akute und chroniſche Verſtopfung unter beſonderer Berückſich
tigung des weiblichen Geſchlechts, Unſere üblen Gewohnheiten
von Dr. med. Gneiſt,Winke für die Konſervenbereitung, in
Haushalt von Margarete Schirrmeiſter uſw. Aus der Sammel-
mappe dürften beſonders intereſſieren die Artikel Zur Behand-
lung der Furunkel, Vogelſchutz, Ein Brief von Leo Tolſtoi,
Schädlichkeit des ſtrammen Sitzens u. v. a.

Vorwärts-Bibliothek. Unter dieſem Sammelnamen erſcheint
im Verlage der Buchhandlung Vorwärts Paul
Singer G. m. b. H., Berlin SW. 68, eine Serie volkstüm-
licher Romane und Erzählungen, die infolge ihres Jnhalts, der
guten Ausſtattung und des billigen Preiſes allgemeine Be-
achtung verdienen.

Während als Band I vor einiger Zeit der Roman Erweckt
von A. Ger zur Ausgabe gelangte, erſcheint ſoeben der 2. Band.
Er bringt eine Erzählung von Ernſt Preczang, deren Jn-
halt kurz folgender iſt: Jm Mittelpunkt dieſer Erzählung ſteht
ein ideal veranlagter Arzt, deſſen Patienten der Arbeiterklaſſe
angehören. Namentlich die chemiſche Jnduſtrie mit ihren zahl-
reichen Unfällen und Berufskrankheiten ſtellt hohe Anforde-
rungen an ſeine Arbeitskraft und ſeinen ſeeliſchen Gleichmut.
Er kommt ſich ſchließlich vor wie Siſyphus, der ſich im Schatten-
reich vergebens quält, die heißerſehnten dauernden Erfolge zu
erringen. Die kapitaliſtiſche Welt hat kein Verſtändnis für
ſeine hochſinnigen Beſtrebungen. Menſchen ſind ja ſo billig!
Er iſt nahe daran, zu verzweifeln, weil ſich ihm kein Ausweg
aus den ſeeliſchen Nöten bietet. Ein alter Proletarier verſucht
es, ihm den rettenden Weg zu zeigen, hat aber nicht eher Erfolg
damit, als bis die erwachende Arbeiterbewegung und ein plötz-
lich ausbrechender Streik auch dem Arzt die Augen öffnen und
ihm den einzig möglichen Ausweg mit harten Tatſachen demon-
ſtrieren: die Bekennerſchaft zum Sozialismus, deſſen ſieghafte
Jdeen ihm neuen Lebensmut und neue Lebensfreude bringen.

Der Preis des gebundenen Bandes beträgt nur 1 Mk. Zu
beziehen durch alle Buchhandlungen.

doch in dieſem Monat beſchließt die in unſerem Berliner
Parteiverlage erſcheinende Zeitſchrift Jn Freien Stunden den
erſten Halbſjahresband 1912. Der in dieſem zum Abdruck ge-
langende illuſtrierte Hauptroman Germinal von Emile

ola hat die Leſer der Freien Stunden außerordentlich gefeſſelt.
leichſam wie als Abſchluß zu dieſem Roman der die Leiden

und Kämpfe der Bergarbeiter ſchildert gibt der Verlag den
Abonnenten der Zeitſchrift mit dem letzten Heft eine gute Re-
produktion des Kunſtblattes von Walter Craine, Der
Triumph der Arbeit, gratis. Das Bild dürfte einen
ſchönen Zimmerſchmuck in jedem Proletarierheim bilden.

Jn Freien Stunden koſtet pro Heft 10 Pf. und wird durch die
Volksbuchhandlung, Harz 42-43, und Spediteure und
Kolporteure geliefert.
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Roffallsatürme brausen
Letate Woche das glänzende

Flickschuster Pragramm,
da am 21. vollstandiger Weehsel

Tageskasse 10 und 4—8 Uhr.

Volkspark,
Rurgstrasse 27.

Xittwoch den 26. Juni abenäs 8 Vhr
im Garten:

b. DoDppel- Konzert
von dem berühmten

Deutsch Amerikanischen
Männer-Quartett

und der gesamten

Kapelle Engelmann.
Cintritt 30 P. inkel. otädt. DBefttetouer.

Karten sind von heute an in den bekannten Zigarren-
geschäften, in den Filialen des Allgemeinen Konsum-
Vereins sowie im Volkspark zu haben.

Um gütige Unterstützung ersuoht
Dle Gesehäftsleltung.
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Halle a. 8. Liohtspielhaus e D
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Ab heute:
Hockey- Wettspiel
L A. le u I Y. Y. Goſhauia, len

und die

Ruder Reegntta an 16, Junl.
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Tagesordnun Die Entwicklung der D Bauarbeitet Dre aniſatioß und die Kewegnnh im 33

Der VorstandZahlreichen Beſuch erwartet

Zur gefl. Beachtung!
Meiner werten Kundſchaft zur Rachricht, daß ich daBarbier und Friſierg eſchäftmeines verſtorbenen Mannes, Rduard rerg nſt

unter Leitung eines igtiern Geſchäftsführers in der b rigen
Weiſe hre. das meinem verſtorbenen Manne ent-g r brachte Berirarkt beſtens dankend, bitte ich, dasſelbe auch

ch übertragen zu wollen. Hochachtun svoll

Wer mrr

uellen Fern hhlb

Donnerstag den 20. Zuni abends S Ahr
im gr. Saale des Volksparks, Burgſtr.

Niet AnTagesordnung:
1. Vortrag.
2. Vereinsangelegenheiten.

Einen recht zahlreichen Beſuch erwartet
Der Vorstand.

Ohne Mitgliedbuch kein Zutritt.

1 releh gesehnitztes Büfett

Gebr. Kroppenstädt, Halle a. S.
Modernse Sraut-Ausstattungen.
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S R GerS 7 2 25 2 2 e J 2S 7 2 2 7 cDieses gediegene Fpoisszner, in Eiche gebeitt,
kostet bei uns nur Mark 694, bestehend aus:

1 relch gesechnitztes Kredenz
Da dies Zimmer sehr begehrt ist, bitten um rechtzeitige Bestellung.

Keatalog gratis und franKo-

Gr. MärkKkerstr. ſ.

1 relch geschnitzter VUmbau
1 mod. Moquette-Diwan

1 Elche-Auszlehtiseh
4 Eiche- Lederstühle

Telephon Nr. 2973.

Kinderwagen-
n Sportwaeen Neuhelten.
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Vechandstng der Trunoportrdetet

Fünfter Verhandlungstag.
Zunächſt wurde die am Mittwoch zurückgeſtellte und von der

Redaktionskommiſſion, entſprechend den gefaßten Beſchlüſſen,
umgeänderte Reſolution zum ſozialpolitiſchen Programm ein
ſtimmig angenommen.

Dann wurde die Statutenberatung zu Ende geführt. Ge
mäß dem Antrage der Statutenberatungs Kommiſſion wurde
an der Höhe der bisherigen Beiträge und des
Eintrittsgeldes nichts geändert, jegliche auf
Aenderungen abzielende Anträge wurden abgelehnt, desgleichen
ein Antrag, den Vorſtand zu beauftragen, dem nächſten Ver-
bandstage eine Vorlage auf Einführung der Staffelbeiträge
innerhalb der Zahlſtellen zu machen.

Die wichtigſten Aenderungen am Unterſtützungsweſen
beſtehen in einer Beſchränkung der Erwerbsloſenunter-
ſtützung, derart, daß dieſelbe nur einmal innerhalb
60 aufeinander folgenden Wochen in Höhe des für
die betreffende Beitragsleiſtung vorgeſehenen Betrages bezahlt
werden kann, anſtatt bisher innerhalb 52 Wochen. Als Aequi-
valent für dieſe Einſchränkung wurden die Streikunter-
ſtützungsſätze für vollberechtigte Mitglieder in jeder Klaſſe
um 1 Markpro Woche erhöht. Einige weitere Aende-
rungen ganz wenig einſchneidender Natur erfahren noch die
Reiſe-, Sterbe-, Gemaßregelten- und Notfallunterſtützung.

Der Gaubeitrag der Ortsverwaltungen wird pro Quar-
tal und Mitglied von 5 auf 10 Pf. erhöht.

Alle beantragten Aenderungen an den Beſtimmungen über
Verbandsausſchuß und örtliche Verwaltungen
wurden abgelehnt.

Bei den Beſtimmungen über die Delegiertenwahl zu
den Verbandstagen wurde beſchloſſen, daß anſtatt wie
bisher auf 800 in Zukunft auf 1000 Mitglieder ein Delegierter
entfällt; für Mitgliedſchaften über 5000 Mitglieder für je wei-
tere 2000 Mitglieder ein weiterer Delegierter; die bisherige
Höchſtzahl von 25 Delegierten bleibt beſtehen.

Einige Anträge zur Schaffung einer Jnhaftierten- und
Umzugsunterftützung wurden abgelehnt, weil es nicht
angeht, ohne Beitragserhöhung noch beſondere neue Unter-
ſtützungen einzuführen. Andere Anträge, die ſich auf Ange
legenheiten der allgemeinen deutſchen Gewerkſchafts-
kongreſſe beziehen, wurden dem Vorſtande zur Berückſich
tigung überwieſen. Das gleiche geſchah mit allen Anträgen,
die ſich auf Gauangelegenheiten, die Abhaltung von
beſonderen Branchenkonferenzen und die Regle-
ments über die einzelnen Unterſtützungszweige bezogen.

Zwei Anträge, der Verſchmelzung des Verbandes mit
dem Fabrikarbeiter- bezw. dem Gemeindearbeiter-Verbande
näher zu treten, wurden, weil ſie gegenwärtig noch nicht durch
führbar ſind, abgelehnt.

Als Aenderung am Ergänzungsſtatut für die Gruppe
Binnenſchiffer und Flößer wurde beſchloſſen: Die
Binnenſchiffer und Flößer zahlen den Beitrag der Klaſſe 1 für
52 Wochen. Die Arbeitsloſenunterſtützung tritt für
die Monate Januar und Februar außer Kraft.

Die Mitglieder der Mitgliedſchaft Binnenſchiffer und Flößer
des Rheins und ſeiner Nebenflüſſe ſind hinſichtlich der Unter
ſtützungen und Beiträge den übrigen Mitgliedern der Organi-
ſation (Beitragsklaſſe 1) gleichzuſtellen.

Weiter erfuhr das Ergänzungsſtatut der ſee män-
niſchen Arbeiter einige Aenderungen, doch ſind dieſe von
minder wichtiger materieller Bedeutung, ſondern mehr redak-
tioneller Natur.

Alle getroffenen Aenderungen am Statut treten am 1. Juli
in Kraft.

Dem Vorſtand wurde noch aufgegeben, Erhebungen über die
Löhne und Arbeitsbedingungen der Mehlkutſcher in den
Großſtädten vorzunehmen, und ferner, in den größeren Städten
eigene Branchen für Fahrſtuhlführer und Por-
tiers zu bilden.

Beim Punkt Wahlen wurde als Sitz des Verbandes wieder
Berlin beſtimmt und die bisherigen Hauptvorſtandsbeamten,
desgleichen der Redakteur Dreher und der Ausſchußvor
ſitzende Lüdecke- Magdeburg einſtimmig wiedergewählt.

An die Stelle des bisherigen Vorſitzenden der Reviſionskom-
miſſion, Streitner-Berlin, der erklärte, nicht wieder zu
kandidieren, wurde Bleck Berlin gewählt. Der nächſte Ver
bandstag findet über zwei Jahre in Köln ſtatt.

Nachdem noch die Delegierten zum nächſten Gewerkſchafts-
kongreß gewählt, waren die Arbeiten des Verbandstages er-
ledigt.

Richtigſtellung: Jm Bericht vom erſten Verhandlungs-
tage hat ſich ein ganz ſinnwidriger Fehler eingeſchlichen. Nach
dem mitgeteilt iſt, daß der Verband im Jahre 1910-11 insge
ſamt 193 355 Neueintritte und Uebertritte erzielte, wird auf-
gezählt, wie die Aufnahmen und Uebertritte ſich auf die ein
zelnen Berufsgruppen, Kutſcher, Hafenarbeiter, Binnenſchiffer,
Seeleute uſw. verteilen. Zum Schluß heißt es dann: „Für die
übrigen Gruppen 912 000 Perſonen.“ Dieſe Zahl iſt, wie übri-
gens auf den erſten Blick erſichtlich, total falſch. Die richtige
Zahl muß hier 25 500 heißen. D. B.

Gewerkſchaftliches.
Ausſperrungen in der Metallinduſtrie.

Aus Magdeburg wird gemeldet: Durch Montag mittag
erfolgten Anſchlag in den Magdeburger Betrieben der Metall-
induſtrie gibt der Geſamtvorſtand deutſcher Metallinduſtrieller
bekannt, daß zur Unterſtützung des Vereins der Metallindu
ſtriellen der Provinz Hannover in dem ihm von den Gewerk-
ſchaften aufgezwungenen Kampfe am Abend des 22. Juni in
ſämtlichen, der Verbandsgruppe Hannover, Halle und
Magdeburg angehörenden Betrieben die Entlaſſung von
60 Proz. der Arbeiterſchaft eintritt, wenn bis dahin nicht alle
innerhalb des Hannoverſchen Vereins beſtehenden Arbeiter-
bewegungen beigelegt worden ſind. Da keine Ausſicht vor
handen iſt, daß dieſe Beilegung erfolgt, dürfte die Metall-
arbeiter-Ausſperrung beſtimmt zur Tatſache werden.

Halle a. S., Mittwoch den 19. Juni 1912

Vom Hamburger Hafen.
Während es anfangs den Anſchein hatte, als würde für das

Schiffs und Keſſelreinigergewerbe kein von beiden Par-
teien anerkannter Tarif zuſtandekommen, iſt nunmehr doch
Ausſicht dafür vorhanden. Den Stein des Anſtoßes bildeten
für die Arbeiter der Anfangslohn und die Ueberſtundenlöhne.
Sie lehnten deswegen den erſten Tarifentwurf ab und er-
ſuchten unter eingehender Begrüdnung ihres Standpunktes die
Unternehmer um anderweite Regelung. Obwohl die Unter-
nehmer durch den Hafenbetriebsverein hatten erklären laſſen,
daß ſie im Falle der Ablehnung den Tarif autonom, aber ohne
die vorgeſehene Staffelung, einführen würden, haben ſie ſich
doch offenbar den Gründen der Arbeiter nicht verſchließen
können und ſind deren Wünſchen entgegengekommen. Der
neue Entwurf beſeitigt die am meiſten beanſtandeten Mängel.
Wenn die Arbeiter in ihrer dieſer Tage ſtatifindenden Ver-
ſammlung dem neuen Tarife zuſtimmen, iſt für eine weitere
ſtarke Arbeitergruppe das Arbeitsverhältnis tariflich geregelt.
Das Ergebnis der Lohnbewegung beſteht in einer nicht uner-
heblichen Lohnerhöhung, namentlich für die jugendlichen Ar-
beiter, die endlich für ihre ſchwere und ungeſunde Tätigkeit
eine halbwegs angemeſſene Bezahlung bekommen. Für die
Schiffsreiniger beträgt die Lohnzulage für das erſte Jahr
bis 30. 9. 13 20 Pf., für das zweite 30, für das dritte 40 Pf.
pro Stunde, für die Keſſelreiniger über 18 Jahre 70, 80 bezw.
90 Pf., für die jugendlichen 50 Pf. Außerdem ſind in den
Sonderbeſtimmungen über Extralöhne uſw. verſchiedene Ver-
beſſerungen geſchaffen. Weitere Abſchlüſſe ſind z. Z. nicht
zu verzeichnen, dürften aber in der nächſten Woche erfolgen.

Streik der Duisburger Fuhrleute.
Die in den Duisburger Fuhrbetrieben tätigen Fuhrleute

haben Sonntag Morgen die Arbeit eingeſtellt. Vor 14 Tagen
wurden den Unternehmern durch den Transportarbeiterver-
band die Forderungen zugeſtellt. Die Unternehmer lehnten
es ab, mit dem Verband zu verhandeln, ſie wollten mit ihren
Leuten die Sache zur „Zufriedenheit“ regeln. Die von den
Unternehmern angedeutete zufriedene Regelung erfolgte dann
ſo, daß ſie ihren Leuten mitteilten, ſie wollten 1 Mk. bis 1,50
Mark pro Woche zulegen. Da die Unternehmer ſeit 10 Jahren
die gleichen Löhne zahlten, ſo lehnten die Fuhrleute dies An-
erbieten als ungenügend ab. Die Unternehmer legten dann
den Fuhrleuten einen von ihnen ausgearbeiteten Tarif vor,
der ſogar verſchiedentlich Verſchlechterungen gegenüber den
jetzt beſtehenden Arbeitsverhältniſſen enthielt.

Die Löhne, die bisher gezahlt werden, ſchwanken zwiſchen 18
und 25 Mk. in der Woche. Der Durchſchnittslohn beträgt
20,88 Mk., die Arbeitszeit pro Tag 14, 15, 16 und 17 Stunden.
Sonntags und Nachtarbeit wird nicht bezahlt. Dagegen ſind
die Fuhrherren aber ſtets bereit, alle möglichen Abzüge zu
machen. Die Unternehmer verſuchen jetzt, aus allen Gegen
den Leute heranzuholen. Kein Arbeiter darf nach Duisburg
als Fuhrmann in Arbeit gehen!

Genoſſenſchaftliches.
Ein Rabattſparverein zur Bedrückung von Arbeiterlöhnen.
Die Schädlichkeit der Rabattſparvereine iſt allgemein be

kannt. Die Rabattſparvereine ſind Organiſationen der Händ-
ler; ſie wirken profitfördernd. Nicht mit Unrecht kann man
die Rabattſparvereine als Ringe zur Verteuerung der Lebens-
mittel bezeichnen. Durch die Rabattmarke erhalten die Frauen
auch nicht einen Pfennig geſchenkt. Tatſächlich werden in der
Regel durch die Rabattvereine die Warenpreiſe um den Rabatt
ſelbſt und darüber hinaus verteuert. Das gilt für Rabatt-
vereine, die von Händlern gebildet werden.

Eine weit über dieſe Nachteile von Rabattſparvereinen hin
ausgehende Benachteiligung der Käufer erzielt ein kurioſer

Rabattſparverein oder richtiger Kontrollverein, der ſich, wie
wir der Roſtocker Zeitung v. 8. d. M. entnehmen, unter dem
Namen Vereinigung zur Förderung des Mittelſtandes in
Grevesmühlen und Umgegend gebildet hat. Danach haben
ſich unter dieſem Namen eine Anzahl vornehmlich ländlicher
Arbeitgeber aus der Umgegend von Grevesmühlen, Daſſow und
Klütz zuſammengetan. Die Vereinigung will den Geſchäfts
leuten und Gewerbetreibenden, bei denen die Arbeiter zu kau
fen pflegen, Rabattmarken aushändigen. Die Geſchäftsleute
ſollen die Rabattmarken in Rabattmarkenbücher in Höhe von
fünf Prozent jedes Einkaufs einkleben. Dann wollen die
Arbeitgeber ſo großmütig ſein, am Schluß des Dienſtjahres
bis 25 Mk. für jeden verheirateten und bis 10 Mk. für jeden
unverheirateten Arbeitnehmer von den Rabattmarken zu be-
zahlen. Das, meint die Roſtocker Zeitung, ſei geſchehen, um die
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden, Handwerker und Kaufleute
im Konkurrenzkampf gegen die Warenhäuſer und ſozialdemo-
kratiſchen Konſumvereine zu unterſtützen. Wie uneigennützig!
Glaubt die Roſtocker Zeitung wirklich, daß es noch Leute gibt,
die nicht ſofort erſehen, daß es ſich hier um eine ganz infame
Heuchelei handelt? Es liegt hier die Anwendung eines ver-
werblichen Truckſyſtems vor, um die Arbeitnehmer an die
Stelle zu feſſeln. Die Vereinigung iſt in Wahrheit keine Ver-
einigung zur Erhaltung und Hebung des Mittelſtandes, wie
die Roſtocker Zeitung meint, bei der die Arbeitgeber erhebliche
Opfer bringen, ſondern eine Vereinigung, die den Verſuch
macht, durch Truckſyſtem und Jnausſichtſtellen von Prämien
den Arbeitslohn noch mehr zu ſenken, einer Erhöhung des
Arbeitslohnes, insbeſondere der ländlichen Arbeiter, entgegen
zutreten und die Arbeiter möglichſt an eine Stelle zu binden.
Die Arbeiter erſehen aus dem „freiwilligen“ Angebot bis zu
10 oder 25 Mk. jährlich dem Arbeitslohn zulegen zu wollen,
falls die Arbeiter Rabattſparmarken in dieſem Betrage auf-
weiſen können, daß die Arbeitgeber zugeben, daß ſie um minde-
ſtens in dieſer Höhe zu geringe Löhne zahlen. Die Zahlung
des Lohnaufſchlags von der Vorzeigung von Rabattſparmarken
abhängig zu machen, iſt eine dreiſte Verhöhnung der guten
Sitten. Der Arbeiter ſoll durch dieſe Abmachung an die
Arbeitsſtelle und an beſtimmte Verkaufsſtellen gebunden wer-
den. Er wird dieſe Zumutung als das bewerten, was ſie iſt.
Sie ſollte die Arbeiter noch mehr als bisher veranlaſſen, den
den Mecklenburgiſchen Junkern ſo verhaßten „ſo zialdemo-
kratiſchen Konſumvereinen“ beizutreten. Durch den
Beitritt erſparen ſie für ihren Haushalt weit mehr als der für
den Schluß des Dienſtjahres ihnen in Ausſicht geſtellte Teil
der Kontrolle pardon der Rabatt- Marken beträgt.

23. Jahrg.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 18. Juni 1912.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Große Vorlagen und folgenſchwere Entſcheidungen lagen

geſtern den Stadtverordneten vor. Straßenbahnumbauten,
Maßnahmen gegen die Teuerung, wichtige Beſchlüſſe über die
Geſchäfte der Gasanſtalt und die Erhöhung der Luſtbarkeits-
ſteuer ſtanden auf der Tagesordnung. Zunächſt hatte die
Verſammlung die Wahl eines Stadtrats an Stelle Dr. Puſchs
vorzunehmen. Es erhielten dabei im erſten Wahlgang Stim-
men: Aſſeſſor Wurm-Halle 20, 2. Bürgermeiſter Hauswald-
Merſeburg 17, Kaftan-Elbing 14 und SpätKottbus 1. Beim
zweiten Wahlgang erhielten Aſſeſſor Wurm 26 und 2. Bürger
meiſter Hauswald 27 Stimmen; letzterer iſt ſomit zum
Stadtrat gewählt. Es folgte nun die Beratung des

Umbaues der Straßenbahnlinien.
Jn der Magiſtratsvorlage heißt es darüber: Jm Jntereſſe

einer raſcheren und beſſeren Abwicklung des Bahnverkehrs
empfiehlt es ſich, die Linie B (Bahnhof-Poſt-Friedrichßraße-
Kröllwitz) vom Friedrichsplatz ab nicht mehr über Friedrich-
ſtraße und öſtlichen Mühlweg, ſondern durch die Albrechtſtraße
nach der Bernburger Straße und von da durch den weſtlichen
Mühlweg und die Burgſtraße zu führen, dagegen die Linie A
(Bahnhof-Marktplatz-Zoologiſcher Garten) vom Mühlweg ab
durch die Bernburger- und Richard-Wagner-Straße und von
dort aus nicht mehr durch die Triftſtraße, ſondern zunächſt
weiter durch die Richard-Wagner-Straße und dann durch die
Gr. Brunnenſtraße zu leiten. Ferner iſt unbedingt notwendig,
den eingleiſigen Betrieb in dem zwiſchen Gr. Brunnen- und
Fährſtraße belegenen Teil der Burgſtraße durch einen zwei-
gleiſigen zu erſetzen, einen ſolchen auch in der Seebener Straße
zwiſchen Wittekindſtraße und Angerweg herzuſtellen und
außerdem noch vor der Saalſchloßbrauerei und dem Zoologi-
ſchen Garten ein drittes Gleis zur Aufſtellung von Sonder-
wagen einzubauen. Die Ausführung dieſes Projektes koſtet
A. Friedrichſtraße, Albrecht- und Bernburger Straße bis
Richard-Wagner-Straße 81000 Mk., B. RichardWagner-
und Gr. Brunnenſtraße 64 500 Mk., C. Burg- und Fährſtraße
36 000 Mk., D. Seebener Straße bis Angerweg 41 000. Mk.
oder zuſammen 222 500 Mk. Zur Aufbringung dieſer Koſten
erſcheint es ſachgemäß, nach dem bereits früher geübten
Grundſatz zu verfahren, daß die durch den Umbau hervor-
gerufenen- Neuwerte aus der Anleihe, dagegen die Koſten für
Reparatur und Erfatz aus Mitteln des laufenden Etats ge
deckt werden. Bei Anwendung dieſes Grundſatzes entfallen
von den Koſten auf die Anleihe 119 848 Mk., auf den Etat
102 652 Mk.

Jn der Diskuſſion beantragte der Bauausſchuß die
Führung der Linie B. durch die Albrechtſtraße abzu-
lehnen, da die Baukoſten dafür unnütz ausgegeben ſein
würden. Der Finanzausſchuß will im Gegenteil die Linie
durch die Albrechtſtraße führen, wie es der Magiſtrat vor
ſchlägt. Stadtv. Em mer betonte, daß mit dem Aufgeben
der Linie Friedrichſtraße- Mühlweg die dortigen Paſſagiere der
Konkurrenzlinie zugetrieben würden. Die Ausbeſſerung der
Gleiſe koſte nicht ſo viel wie eine Linie durch die Albrecht
ſtraße. Der Schönheitsfehler, daß eine Bahn über den
Friedrichsplatz geht, werde durch höhere Einnahmen ausge-
glichen. Die Umſteigeſtelle am Mühlweg aufzugeben, wäre
verkehrt. Eine praktiſchere Stelle laſſe ſich nicht finden, um
ſo weniger, wenn die Linien geradedurch geführt werden.
Redner ſchlug vor, die in der Triftſtraße frei werdenden
Schienen doch ſofort zum Ausbau der Linie nach der Heide
von Kröllwitz aus zu benutzen. Genoſſe Emmer erſuchte weiter
den Magiſtrat zu veranlaſſen, daß die Anwohner der Brunnen

ſtraße nicht wieder zu den Straßenausbaukoſten herangezogen
werden, wenn die Bahn dort durchgeführt wird.

Jm Laufe der Diskuſſion vertrat der Stadtv. Borges
als freiwilliger Magiſtratskommiſſar den Standpunkt, daß es
nicht ſo weiter gehen könne, daß der Bauausſchuß immer die
Vorlage der Straßenbahndeputation abändere. Die Stadtv.
Höſchele und Bröcker wieſen dieſe Abſicht, die Rechte der
Stadtverordneten einzuſchränken, mit Humor zurück.

Stadtv. Probſt machte die Mitteilung, daß durch die Um
legung der Linie durch die Albrechtſtraße ein Wagen geſpart
und die Linie 6 Minuten ſchneller durchfahren werden könnte.
Die neue Strecke ſei vorgeſchlagen mit Rückſicht auf die neue
Linie vom Nordfriedhof durch die Deſſauer-Goethe- und Karl-
ſtraße, die fertig projektiert wäre, und bald den Stadtver-
ordneten zur Entſcheidung vorgelegt werden würde.

Stadtv. Kallmeyer ſchlug vor, da die eben ſtizzierte
neue Linie und ähnliche techniſche Fragen zu erörtern ſeien,
die Debatte zu vertagen und den Direktor Herrn Jung zu der
weiteren Beratung hinzuzuziehen.

Stadtbaurat Lammers teilt noch mit, daß die Straßen
baukoſten in der Brunnenſtraße doch wieder von den Anliegern
eingezogen werden müßten. Nach einer Geſchäftsordnungs-
debatte wurde dann der Vertagungsantrag Kall-
meher angenommen.Eine lebhafte Debatte, bei der der Gegenſatz zwiſchen dem
handeltreibenden Bürgertum und den Jnduſtrieintereſſenten
recht deutlich in Erſcheinung trat, gab es bei der Beratung
eines Antrages des Magiſtrats, einem Syndikat der Gas
werke beizutretcn. Die Notwendigkeit des Beitritts der Stadt
Halle zu dieſer Unternehmervereinigung, der bereits 800
Städte angehören, begründete der Magiſtrat u. a. wie folgt:

Die Wirtſchaftliche Vereinigung deutſcher Gaswerke Aktien
geſellſchaft in Köln a. Rh. iſt im Jahre 1904 gegründet, um
durch einen feſten Zuſammenſchluß der Gaskoks erzeugenden
Werke die gegenſeitige Konkurrenz ſoweit als möglich auszu
ſchalten und durch den Verkauf von einer zentralen Stelle aus
den erzeugenden Werken ſowie den Koksabnehmern unnötige
Frachtkoſten zu erſparen. Die erſte Aufgabe der Vereinigung
iſt daher der Vertrieb des für Lieferung nach aus
wärts verfügbaren Gaskoks ihrer Geſellſchafter. Dieſer ge
meinſchaftliche Vertrieb des Koks von einer Stelle aus, die
großen der Vereinigung zur Verfügung ſtehenden Mengen, die
Verbindungen mit allen Großhändlern und Verbrauchern, end
lich der ausgeſchaltete Wettbewerb der einzelnen Werke gegen
einander wirken günſtig“ auf die Preisſtellung und
ſichern einen regelmäßigen Abſatz.

Die Deckung der Geſchäftsunkoſten der Vereinigung erfolgt
durch die alljährlich durch den Beirat feſtzuſetzende Abgabe nach
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ereinigung abgeſetzten Nebenerzeugniſſe. Srſtere beträgt
zurzeit 0,10 Mk. für 1000 Kubikmeter erzeugtes Gas. F
1912-18 rund 1100 Mk., letztere 0,06 Mk. pro Tonne Teer,
Ammoniak, Reinigungsmaſſe und Graphit und 0,25 Mk. pro
Tonne Koks. Mit dem Beitritt zur Wirtſchaftlichen Vereini-
gung erhält die Stadt Halle Sitz und Stimme im Beirat und
gewinnt damit Einfluß auf die Feſtſetzung der Richtpreiſe.
Die Verwaltung der Gasanſtalt und der Magiſtrat hielten den
Veitritt für dringend notwendig, damit Halle nicht mit frem
dem Koks überſchwemmt wird. Die Halleſche Gasanſtalt habe
zwar ſo guten Koks, daß noch nie welcher liegen geblieben iſt.
wie das in Leipzig regelmäßig paſſiere. Aber trotzdem müſſe
auch Halle ſich, um nicht eingekreiſt zu werden, endlich zum
Beitritt bequemen. Die geringen Unkoſten würden dabei leicht
verdient. Die Stadtverordneten Neſſe, Michel, Preuß, Gieſe
und Brehmer warnten vor dem Beitritt zu dieſer Vereinigung,
da man damit der amerikaniſchen Vertruſtung Vorſchub leiſten
und unnötig die Preiſe in die Höhe treiben würde.

Die Stadtverordneten Knabe, Zell, Günther und
Schrader traten jedoch für den Anſchluß an das Syndikat ein,
da die Stadt Nutzen davon haben würde, und ſich vor der Kon
kurrenz des Syndikats durch den Beitritt ſchützen müſſe. Stadtv.
Emmer warnte ebenfalls vor jeder Verbindung mit dieſer Ver-
einigung. Habe man ſich erſt einmal dem Ring verſchrieben,
ſo gebe es keine Rettung mehr. Wolle man ſich die Konkurrenz
der Auswärtigen vom Halſe halten, ſo mache man den Herr-
ſchaften dadurch Konkurrenz daß man den Halleſchen
Bürgern den Koks billiger liefere, und nicht den
billigen Koks nach auswärts ſchicke. Gebe man dem Ring erſt
den kleinen Finger, ſo werde er bald uns unſere ganzen Rechte
nehmen. Er beantragte, die Vorlage rundweg abzulehnen.

Die Stadtverordneten Knabe und Zell und der Stadtrat
Greßler ſprechen noch wiederholt für den Anſchluß. Beſonders
Herr Knabe jammerte Weh und Ach über die heftigen Reden
der Syndikatsgegner. Er klagte über mangelndes Vertrauen
zur Deputation der Gaswerke, die doch nur das Jntereſſe der
Stadt beſtens vertreten wolle. Es half aber alles nichts. Nach
langer Diskuſſion wurde die Vorlage auf Anſchluß an das
Syndikat mit 28 gegen 17 Stimmen abgelehnt.

Mehr Gegenliebe fand ein anderer Antrag der Verwaltung
des Gaswerks, der die Herabſetzung des Gaspreiſes für die
Lampen, die in einem Raume mit Kochapparaten angebracht
ſind, vorſchlug. Man hofft, daß dann auch mehr und mehr
in kleinen Wohnungen zur Gasbeleuchtung
übergegangen wird.

Jn Uebereinſtimmung mit dem Kuratorium der Gas und
Waſſerwerke ſchlug der Magiſtrat vor, dem S 15 der Gasabgabe-
bedingungen folgenden Nachſatz zu geben:

„Den Gasabnehmern iſt es geſtattet, an die Heizgasleitungen
in der Küche und im Badezimmer je eine Leuchtgasflamme an-
zuſchließen, ſo lange daſelbſt ein Gaskocher bezw. ein Gasbade-
ofen im Gebrauch iſt. Für das durch dieſe Leuchtgasflammen
verbrauchte Gas kommt der Heizgaspreis zur Berechnung.“

Die Stadtverordnetenverſammlung gab ihre Zuſtim-
mung zu dieſem Fortſchritt ohne Debatte.

Die Aenderung der Luſtbarkeitsſtenerordnung
ging glatt von ſtatten, weil der weſentlichſte Teil der Vorlage,
die erhöhte Kinobeſteuerung, vertagt wurde. Der
Ausſchuß beantragte nach der Magiſtratsvorlage, zu genehmi-
gen, daß für Motorkaruſſels bis 15 Pferdekräfte künftig ſtatt
20 Mk. nur 10 Mk. Steuer erhoben werden, und daß für öffent-
liche Vereinsveranſtaltungen ſtatt Billettſteuer feſte
Steuerſätze eingeführt werden. Ueber die Beſteuerung der
Kinos ſoll erſt noch der Finanzausſchuß beraten. Die Ver-
ſammlung ſtimmte dieſen Vorſchlägen zu.

Da außer der Kinomatographenſteuer auch die Entſcheidung
über die Umlegung der Straßenbahnlinien vertagt iſt, kann
die nächſte Sitzung noch wieder recht lebhafte Auseinander-
ſetzungen bringen.

Ohne Debatte wurden die durch die Arbeiten der Teue-
rungs kommiſſion entſtandenen Koſten von 1361,02 Mk.

w. m Die StadtverordnetenVerſammlung erklärte
ſich mit r Beteiligung der Friedhofsverwaltung an der
S Gartenbau- Ausſtellung einverſtanden und be
willigte die erforderlichen Mittel in Höhe von 2000 Mk.
Eine Petition von Anwohnern der Beeſenerſtraße auf Füh-
rung der neuen Straßenbahnlinie durch die
Beeſenerſtraße, wurde dem Magiſtrat als Material über
eben. Dem Zimmermeiſter Geppert wurde genehmigt, ſein

erkſtattgebäude an der Seebenerſtraße durch einen Anbau zu
vergrößern und entgegen den Bauvorſchriften in dem Gebäude
eine ohnung einzurichten. Die Straße befindet ſich noch
nicht im anbaufähigen Zuſtand. Da es ſich jedoch um dieS re einer Wohnung handelt, erſchien es unbedenk-
lich, die Genehmigung hierzu zu erteilen, zumal die Einrich-
tung der Wohnung im Jntereſſe der Gewerbetätigkeit erfolgt.
Jm übrigen liegt das Gebäude zirka 72 Meter von der Straße
entfernt, es kann ſich alſo nicht um die endgültige Bebauung
an der Straße handeln.

J der geſchloſſenen Sitzung beſchäftigte ſich das
Kollegium wieder mit der An den eines Feuerwehr
mannes. Der Sachverhalt iſt folgender: Der Feuerwehrmann
a. D. Schröder bat um Penſionserhöhung. Die Penſion iſt
ihm gekürzt worden, weil er ſechs Tage Arreſt zudiktiert er-
halten hatte infolge diſziplinwidrigen Verhaltens gegen Vor-
gilt Die Strafe W Schröder iſt nun nicht von ſeinen
ieſigen Vorgeſetzten, ſondern vom Regierungspräſidenten laut

den ortsſtatutariſchen Beſtimmungen für Feuerwehrleute ver
fügt worden. Jn Anbetracht dieſes Faktums war die Stadt-
verordnetenverſammlung leider nicht kompetent, in der Ange-
legenheit des Petenten irgendwie eine Aenderung zu treffen
das Kollegium mußte vielmehr über das Petitum zur Tages
ordnung übergehen. Weſentlich anders verhielt es ſich mit
der Sache des Maurers und Hilfswächters Sch üſtz e. Derſelbe
petitionierte um dauernde Beſchäftigung in der Kommune.
Aus folgenden Gründen glaubte Sch. hierzu ein Recht zu haben
Vor vielen, vielen Jahren war Sch. ſtädtiſcher Nachtwächter
im Nebenamte, mußte aber mit vielen anderen ſeinesgleichen
den Nachtwächterpoſten aufgeben, weil das Inſtitut der Nacht-
wächter aufgegeben wurde und an deren Stelle Nachtpolizei
trat. Schütze ließ ſich dann vom Magiſtrat als Hilfswächter
zur Bewachung der ſtädtiſchen Bureaus und Kaſſen an Sonn-
tagen anſtellen. Dieſes Amt verſah er 29 Jahre im Neben-
amte. Das heißt: 29 Jahre arbeitete er in ſeiner Profeſſion
als Maurer bei irgendeinem Maurermeiſter oder Bauunter
nehmer Tag für Tag und nur des Sonntags tat er Wächter
dienſte bei der Stadt. Nun iſt er 61 Jahre alt geworden, und
da bangt es ihm nun für die Zukunft, da bekanntlich in der
Privatinduſtrie alte Arbeiter nicht mehr gern beſchäftigt wer
den. Deshalb wandte er ſich an das Bauamt mit der Bitte
um dauernde Beſchäftigung. Das Bauamt lehnte ſein An
ſinnen aber ab. Damit nun nicht genug. Zur ſelben Zeit kam
auch der Magiſtrat darauf, daß Schütze als Hilfswächter
zu alt ſei und entließ ihn, ohne von ſeiner Bitte an
das Bauamt unterrichtet zu ſein. Schütze war an Lebtag nie
organiſiert, hat wohl auch nie ſozialdemokratiſch gewählt bei
irgend einer Wahl, ſondern ſeine Stimme wenigſtens bei
den Stadtverordnetenwahlen der Beamtenpartei zu-
kommen laſſen. Jn ſeiner Bedrängnis wandte er ſich nun aber
doch an den ſozialdemokraliſchen Stadterordneten
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hältnismäßi eiſt re f ſogiaver mäßig r ei, vom ſopoliti nd moraliſchen Stan z aus hab er ein Un-
recht, t liche Beſchäftigung beim Magiſtrat zu erhalten, zumal
er für ſeine Wächterdienſte während der 29 Jahre a be
ſehr worden ſei. Sch. bekam anfangs pro Sonntag 2 Mark,
päter 250 Mark und in den letzten Jahren 8 Mark. Der

e r ne füt zrzr Ta rperlich nicht mehr widerſtan g ſei, dieſei a et und im Kbtigen habe
Sch. n u r Sonntags der Stadt gedient, ſo daß auch dic für die
ſtädtiſchen Arbeiter geſchaffene Alters- und Reliktenverſorgung
nicht für ihn in Betracht komme. Die Herren bürgerl
Stadtverordneten auch die r Beamten, deren Wähler
bisher Schütze war rührten ſich Lahrtig nicht und wurden
auch von ihrem ſozialpolitiſchen Gewiſſen h
rührt, ſo daß die Verſammlung gegen die Stimmen der So-
zialdemokraten über die Petition des Schütze zur Tagesordnung überging. Arbeitswillige Arbeiter à la dis
mögen ſich dies zur Notiz nehmen. Zum luſſe ſtimmte die
Verſammlung noch einem Vertrage mit den Lippertſchen Erben
in der Steinſtraße am Grünen Baum wegen Landaustauſch zu.

Zur Ausſperrung der Metallarbeiter in Halle a. S.
Jn einer Anzahl der dem Metallinduſtriellen Verband ange

ſchloſſenen Betriebe in Halle und Magdeburg iſt im Laufe des
geſtrigen Tages folgender Anſchlag bekannt gegeben worden:

Unſer Mitglied, der Verein der Metallinduſtriellen der Pro
vinz Hannover und der angrenzenden Gebiete, hat am 27. Mai
60 Proz. ſeiner Belegſchaft entlaſſen, nachdem der bei einem
Teil ſeiner Mitglieder ausgebrochene Streik trotz weitgehender
Zugeſtändniſſe nicht beigelegt werden konnte.

Die Verbandsgruppe Hannover, Halle, Magdeburg des Geſamt-
verbandes Deutſcher Metallinduſtrieller hat am 16. Mai ein-
ſtimmig beſchloſſen, den Verein der Metallinduſtriellen von
Hannover und der angrenzenden Gebiete in dem ihm von den
Gewerkſchaften aufgezwungenen Kampfe zu unterſtützen. Dieſer
Beſchluß hat die Genehmigung des Geſamtverbandes Deutſcher
Metallinduſtrieller gefunden.

Die Hannoverſchen Metallinduſtriellen haben wiederholt den
ſtreikenden Arbeitern und der Oeffentlichkeit gegenüber erklärt,
ar ſie zu einer Verſtändigung im Wege der Ausſprache bereit
eien.

Nachdem die ſtreikenden Arbeiter die dazu gebotene Gelegen
heit nicht ergriffen haben, wird in Ausführung des vorerwähnten
Beſchluſſes am Abend des 22. Juni in ſämtlichen der unter
zeichneten Gruppe angehörenden Betrieben die Entlaſſung von
60 Proz. der Arbeiterſchaft eintreten, wenn bis dahin nicht ſämt
liche innerhalb des Vereins der Metallinduſtriellen der Provinz
Hannover und der angrenzenden Gebiete beſtehenden Arbeiter
bewegungen beigelegt worden ſind.

Halle a. S., den 17. Juni 1912.
Verbandsgruppe

Hannover, Halle, Magdeburg des Geſamtverbandes
Deutſcher Metallinduſtrieller.

Die Ausſperrung war bereits auf den 17. Juni angeſetzt und
iſt nunmehr laut Anſchlag auf den 22. Juni verſchoben worden.
Da die in dem Anſchlage enthaltenen Punkte der Wahrheit nicht
entſprechen, ſei hiermit nochmals darauf hingewieſen, daß die
Hannoverſchen Metallinduſtriellen vor Ausbruch des Kampfes
überhaupt nichts bewilligt haben. Ferner haben ſie eine Ver
ſtändigung mit ihren Arbeitern unmöglich gemacht, indem ſie den
vorſtellig werdenden Kommiſſionen einfach diktierten, was ſie an
nehmen ſollten. Sie ſind über die Wünſche der Arbeiter gar nicht
in Verhandlungen eingetreten. Die Arbeiter ſind auch noch heute
zu einer Verſtändigung bereit. Sie verlangen eine halbe
Stunde Arbeitszeitverkürzung pro Tag und 3 Pf. als Lohn-
ausgleich. Dieſes Angebot iſt den Metallinduſtriellen vor Aus
bruch des Kampfes in Hannover von den Arbeitern gemacht
worden. Die Hannöverſchen Metallinduſtriellen haben keine
Gelegenheit zur Verſtändigung über die Arbeiterwünſche ge
geben, ſondern die Verſtändigung direkt unmöglich gemacht.

Die Halleſchen organiſierten Arbeiter ſehen daher den von den
Unternehmern frivol heraufbeſchworenen Kampfe und der Aus
ſperrung mit kaltem Blute entgegen.

Deutſcher Metallarbeiterverband.
Verwaltung Halle.

Waldankäufe durch die Stadtverwaltungen.
Zu den großen Geländeankäufen der Stadt Halle, die ſich

kürzlich in den Beſitz des Klausberges, der Ziegelwieſe und
des Tafelwerders ſetzte, kommt noch ein anderes großes Wald-
kaufsgeſchäft. Die Dölauer Heide ſoll bekanntlich von der
Stadt angekauft werden. Da werden über die früheren Wald-
ankäufe anderer Städte und die Koſten ſolcher Käufe einige
Mitteilungen willkommen ſein: Kiel erwarb 1906 die Gehege
Vieburgerholz und Kronsberg der Oberförſterei Bordesholm
zur Größe von 48,4 Hektar zum Preiſe von 450 000 Mk., je
Quadratmeter 1 Mk. mit Holz, mit der Verpflichtung, die
Fläche dauernd als Wald oder Park zu erhalten und ohne
Genehmigung der Forſtverwaltung kein Teilſtück zu ver-
äußern bei einem genehmigten Verkauf muß die Hälfte des
Mehrerlöſes abzüglich 354 v. H. Zinſen des jetzigen Kauf-
preiſes an die Staatskaſſe abgeführt werden. Hannover
kaufte 1908 den Kirchroder Tiergarten von 1083 Hektar Größe
zum Preiſe von 250 000 Mk., je Quadratmeter 50 Pf. mit
Holz. Die Stadt übernahm dabei dieſelben Verpflichtungen
wie Kiel. Köln hat 1600 den 72,5 Hektar großen forſtfiskali-
ſchen Forſtort Gremberg zu 45 Pf. je Quadratmeter ohne Holz
wert zur Anlage eines Volksparks erworben. Außerdem hatte
die Stadt ſchon 1895 105 Hektar verſumpftes Unland von
Privaten für etwa 26 Millionen Mark zu einem Bodenpreiſe
von 2,30 Mk. je Quadratmeter angekauft und aufgeforſtet.
Düſſelderf. hat 1899 den 65 Hektar großen Forſtort
Grafenberg der Oberförſterei Benrath für 215 000 Mk. (Boden
wert je Quadratmeter 48 Pf.) erworben. 5 v. H. der Fläche
dürfen verkauft werden. Die hieraus vereinnahmten Gelder
müſſen für Erweiterung der Parkanlagen verwendet werden.
Sonſt iſt die Veräußerung nur mit Zuſtimmung der Forſt
verwaltung zuläſſig, an welche die Hälfte des Mehrerlöſes ab
zuführen iſt. Außerdem hat Düſſeldorf den Aaper Wald (zirka
300 Hektar für rund 1 Million Mark) gekauft und zu einem
Bodenwert von 50 Pf. je Quadratmeter. Eſſen (Ruhr) hat
1895 ein 125 Hektar großes Privatgelände für 2 Millionen
Mark angekauft. Der Preis berechnet ſich für das Quadrat-
meter ohne Holz auf i,50 Mk.

Außer dieſen Städten beſitzen ſchon ſeit langer Zeit, Städte
in glücklicherer Lage als Halle, eigene Waldungen:
Danzig 624 Hektar, Elbing 1677 Hektar eigene Kämmerei-
forſten und 844 Hektar Hoſpitalforſten; Brandenburg a. d. H.
4487 Hektar; Frankfurt a. d. O. 62209 Hektar Spandau 1306
Hektar; Stettin 4227 Hektar; Breslau 2088 Hektar; Beuthen
(O.Schleſ.) 38 Hektar; Gleiwitz 402 Hekltar; Gölitz 33 800
Hektar; Liegnitz 1936 Hektar; Hannover-Linden 1054 Hektar;
Osnabrück 37 Hektar Dortmund 270 Heltar; Bielefeld (Größe
nicht angegeben); Hagen i. W. 360 Hektar; Frankfurt a. M.
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Duisburg 4099
und Saarbrücken (ohne An meiſten
roßen Städte haben fiskaliſche Waldungen in ihrer Nähe, die
e eventuell erwerben können. Es ſchweben z. B. Verhand

lungen mit dem Forſtfiskus wegen Ankaufs von Waldungen
in Poſen v des Luiſenhains (83 Hektar), in Halle a. S.
wegen der lauer Heide, in Magdeburg wegen des
Schuhbegirks Biederitz, in ElberfeldBarmen wegen des 845
Hektar 3763 r der Oberförſterei Benrath. Der
Forſtfiskus fordert ionen Mark (je Quadratmeter Holz
boden 45 Pf.); die Städte bieten weniger als ein Drittel der
Forderung.

Operettenabend im Volkspark. Heute, Dienstag, bringt

die en en Kapelle die Walzerkönige re Ehren.
Wer luſtige, flotte Operettenweiſen, feſche Wiener Muſik liebt,
komme heute in den Volkspark.

Doppelkonzert im Volkspark. Nächſten Mittwoch, den
26. Juni, findet im Garten des Volksparks ein oppel
konzert ſtatt. Hierzu ſind gewonnen die volle elle Engel
mann und das berühmte Deutſch-Amerikaniſche Männerquar-
tett. An dem Geſange des Deutſch- Amerikaniſchen Männer-
quartetts werden ein prächtiges, in der dynamiſchen Wirkung
vorzüglich ausgeglichenes Stimmaterial und auch eine reine
und ſichere Jntongation beſonders gelobt. Geſungen werden
deutſche und amerikaniſche Lieder zum Teil mit Jmitation des
Banjo, des merkwürdigen guitarreähnlichen Jnſtruments der
ſüd amerikaniſchen Plantagen. Die verſchiedenen Nummern
des Programms ſind zu einem vollkommenen Ganzen zu
ſammengeſtellt. Da die Koſten des Konzertes ziemlich hohe
ſind, dürfte der Eintrittspreis von 30 Pf. für das Programm
kein zu großer ſein. Möge dieſe Veranſtaltung der Volkspark-
leitung mit gutem Erfolge gekrönt ſein, damit ähnliche bald
ſagen können. Programme ſind ſchon jetzt in den Verkaufs-
ſtellen des Konſumvereins, und in allen durch Plakate kennt
lichen Stellen zu haben.

Auf Konzeſſionsentziehun
Halle gegen den Gaſtwirt S
fürchten ſei, daß er ſein Gewerbe zur
ſpiels ausnutzen werde. Frauen hatten bei der Polizei Anzeige
erſtattet, daß ihre Männer bei ihm mauſchelten und ihr Geld
verlören. Der Bezirksausſchuß wies die Klage ab, indem er
dem beklagten Gaſtwirt glaubt e, daß er über den Charakter
des Mauſchelns, wie es bei ihm geſpielt wurde, nicht klar ge
weſen ſei, und daß er in Zukunft Glücksſpiele nicht dulden
werde. Das Oberverwaltungsgericht erhob noch Beweis und
ſtellte folgendes feſt: Das Mauſcheln wurde bei Sch. ohne Aß-
wang geſpielt. Die Einſätze betrugen 1 bis 40 Pfg. Als einPoligei amter S. aufmerkſam machte, daß Mauſcheln nicht

geſpielt werden dürfe, wurde ein Plakat ausgehängt, Mauſcheln
ſei im Lokal verboten. Später war das Plakat verſchwunden.
Ein Polizeibeamter erkundigte ſich, weshalb das Plakat nichtmehr da ſei, und wunderte ch aß wieder gemauſchelt wurde.

Der Gaſtwirt teilte ihm mit, daß er ſich darüber befragt habe,
ob Mauſcheln ohne Aßzwang ein verbotenes Glücksſpiel ſei. Es
ſeien Entſcheidungen ergangen, daß es bei niedern Einſätzen
und wenn es ohne Aßzwang iſt werde, kein Glücksſpiel ſei.
Das e habe die Reviſion ren ein ſolches frei
ſprechendes Urteil verworfen. Als Beklagter erfuhr, daß die
Polizeibehörde das Spiel auf jeden Fall als Glücksſpiel anſehe,
ließ er es in ſeinem Lokal nicht mehr zu. Das Oberverwal-
tungsgericht ſei allerdings der Meinung, daß das Mauſcheln
unter allen Umſtänden als ein Glücksſpiel an-zuſehen ſei, ſo daß es nicht darauf ankomme, ob es mit Aß
zwang oder ohne e geſpielt werde. Für die Entſchei
dung darüber, ob die Konzeſſion zu entziehen ſei, ſpiele aber das
ſubjektive Moment eine große Rolle. Es komme darauf an, ob
nach dem, was gegen ihn vorliege, vom Beklagten zu befürchten
ſei, daß er ſeinen Gewerbebetrieb in Zukunft zur Förderung
des Glücksſpiels mißbrauchen werde. Nun ſei hier in ſubjektiver
Beziehung von großer Bedeutung, daß Beklagter, nachdem Beamte ihn warnten, ſich große i gegen habe, zu glerſgere
wie es ſich mit dem Mauſcheln ohne Aßzwang verhalte, ſowie
daß in Halle das Landgericht dieſes Glücksſpiel ohne Aßzwang
für nicht verboten erachtet habe. Von einem Wirte, dem ſolche
Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtänden. könne man ni
ſagen, daß er unter allen Umſtänden in Zukunft Glücksſpiele
dulden werde. Die ihm günſtige Entſcheidung des Begirks-
ausſchuſſes ſei zu beſtätigen. Selbſtverſtändlich darf aber das
als Glücksſpiel feſtgeſtellte Mauſcheln jetzt nicht weiter be
trieben werden. Jnſofern hat das Vorgehen der Polizei einen
erfreulichen Erfolg gehabt.

Richard Havemanns Raubtierſchule wird heute, Dienstag,
von Poſen kommend, in unſern Zoo einziehen. Auf dem Schau
ſtellungsplatze ſind die für die Vorführung der Dreſſuren erforder-lichen Bauten errichtet worden. Ein Teil des geräumigen Platzes

würde mit zahlreichen Stühlen beſetzt, ſodaß den Beſuchern Ge
legenheit geboten iſt, den Vorſtellungen bequem, ohne irgendwie
ins Gedränge zu geraten, beizuwohnen. Die glänzenden Leiſtungen,
welche in der Raubtierſchule geboten werden, genießen einen
Weltruf und die Art und Weiſe wie Havemann mit ſeinen Tieren
arbeitet, ſteht unerreicht da. Der Zuſchauer ſpürt nichts von
aufregenden Szenen, kein Nervenkitzel wird ihm hier geboten.
Der Dompteur unterhält ſich im Gegenteil auf das freundſchaft
lichſte mit den Beſtien und der goldige Humor, mit dem Have
mann die Vorführungen würzt, läßt dieſe auch bei oft wieder
holten Beſuchen aufs neue immer wieder reizvoll erſcheinen. Die
Eröffnungsvorſtellung findet am nächſten Donnerstag, den 20. d. Mis.,
nachmittags 3*/4 Uhr, ſtatt. Eine zweite Vorſtellung iſt für
abends 6 Uhr Am Nachmittag und Abend konzer
tiert das Stadttheater- Orcheſter unter Leitung von Kapellmeiſter
Alfred Elsmann.

Militäriſch ſtramme Zucht. Allgemeines Kopfſchütteln er
regte am Montag vormittag ein Vorgang, als die Maſchinen
gewehrabteilung die Triftſtraße paſſierte. Ein Mädchen von
ſechs Jahren wollte ſchnell von einer Seite auf die andere
kommen und durchlief zwiſchen einem Offizier und der Mann
ſchaft den Zug. Doch o Schreckl! Von einem Unteroffizier ge
packt, wurde das kleine Weſen wieder 2 die andere Seite
expediert und mußte hier warten, bis der vorbei war. Ob
es ihm dabei zum Bewußtſein gekommen iſt, die Militärmarſch-
ordnung geſtört zu haben, möchten wir gelinde bezweifeln.
ar Ffdnung muß ſein, ſo verlangt es der preußiſche Mili-

rismus.
Wer ſind die Toten? Am 12. d. Mts. abends gegen 10.40Uhr hat ſich in einem Hotel in Erfurt ein Mann erhangt, deſſen

Jdentität nicht feſtzuſtellen war, weil Papiere bei ihm nicht
vorgefunden wurden. Da in ſeinen Kleidungsſtücken
Halleſche Geſchäftsfirmen befinden, ſo iſt nicht ausgeſchloſſen,
daß der Tote von hier ſtammt, er iſt aber in den Firmen, wo
ſelbſt ſeine Photographie bereits vorgezeigt wurde, nicht be
klannt. Die Photographie des Toten liegt zur Anſicht bei der
hieſigen Kriminalpolizei, Zimmer 18, aus und werden aus
kunftgebende Perſonen gebeten, ſich dort zu melden. Der
Tote iſt 1,78—1,80 Meter groß, ſchlank und 38 bis 40 Jahre alt,
hat ſchräge Schulterneigung, dunkelblondes, langes, volles Haar,
dunkelblonden, ſchwachen Schnurrbart, blaſſes, ſchmales Geſicht
mit vorſtehenden Backenknochen, hohe Stirn, blaugraue Augen,
gerade Nafe, breites Kinn. Kleidung: Grauer Jackettanzug
mit ſchmalen gelbgrünen und braunen Streifen, ſchwere
ſchwarze Rindlederſtiefel mit Gummiabſätzen, Makowäſche,
graugeblümte Krawatte zum Binden, dunkelgrauer, weicher
Filzhut, grauer Ueberzieher mit bronzefarbigem Futter und

Serbeneber einen anderen unbekannten Toten wird noch ge
ſchrieben: Am 10. April d. J. iſt in der Feldflur der Ge

klagte die Polizeiverwaltung
lund, weil von ihm zu be-

örderung des Glücks-

meinde Erkeln im Kreiſe Höxter die Leiche eines unbekannten
Jrgend ein AnhaltMannes erfroren aufgefunden worden.
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untere San et ſchwarze Weſte und Hoſe, braune
wollenes niedrie e nenan polizei, 18, rend der Dien

2eke ne müde. Aus unbelannien Gründen erhängie ſichgeſtern mittag in ſeiner in der re Woh
nung ein nkwirt. Infolge unheilbarer Krankheit er
n ſi e t ern vihrer Wohnung. ormittag eine 70jährige Rentenempfängerin
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7 Eigentümer geſucht. Am 6. oder 7. d. Mts. wurde eine

im Volkspark drei Kinder
Die Sachen ſind am Büfett

Fahrradluftpumpe von einem Schulknaben aus einem in dernete e ſtehenden Fahrrad entwendet. Der Eigen

bei de inalabteiZimmer 18 erren. r Kriminalabteilung, Dreyhauptſtraße 6,

Ammendorf. Sozialdemokratiſcher Verein. Am
Mittwoch. den 19. Juni, findet im Dreierhauſe zu Ofendorfdie Diſtriktsverſammlung ſtatt. Auf der T chorenung ſteht
ein Vortrag über das Thema: Der kapitaliſtiſ Zarr um die
Weltherrſchaft. Re erent iſt Genoſſe u e. Da
auch noch wichtige Vereinsangelegenheiten zu regein ſind, iſt
das Erſcheinen aller nötig.

Könnern. Fort mit den Prügelpädagogen. Deran der hiefigen KnabenBürgerſchule zätige Wiehe hat
am 10. Juni den zehnjährigen Knaben des Fabrikarbeiters
Seidel derartig geprügelt, daß ſich die Eltern veranlaßt ſahen,
ärztliche Hilfe in Anſpruch zu nehmen. Es wurde bei der
Unterſuchung folgender ärztliche Befund feſtgeſtellt: Hermann
Seidel kann vorausſichtlich einige Tage die Schule nicht be
ſuchen, da er infolge von Striemen auf dem Geſäß am Gehen
e n Wait d R a l ch.“ Der Vater ließ den

ungen einige Tage ſpäter in e unterſu und erhieltfolgendes Atteſt: vjnghen v
„Dem Schüler Hermann Seidel aus Könnern (Saale) wird

auf Wunſch rge Mutter beſcheinigt, daß ich bei der an ihm
heute in meinem Sprechzimmer vorgenommenen äußerlichen
Unterſuchung folgenden Befund feſtgeſtellt habe: Quer über
den Rücken etwas ſchräg verlaufend mehrere rote etwas bläu-
lich ſchimmernde Striemen. Auf der linken Geſäßhälfte
gruppenweiſe angeordnet (oben, mitten und unten) eine An
zahl ebenſolcher Striemen. In der Mitte der rechten Geſätz
hälfte ein faſt handtellergroßer dunkelblauroter Fleck, der von
einer großen Anzahl (es ſind noch 11 deutlich einzeln zu zählen)
blutiger Striemen kreuz und quer durchzogen wird. Dieſer
letzte Fleck iſt deutlich entzündet, er fühlt ſich wärmer an, als
die Partien. Die Urſache dieſer Striemen iſt kaum
zweifelhaft, es ſind typiſche Stockſchlagmarken, die wohl kaum
mit etwas anderem verwechfelt werden können. Jm ganzen
ſind jetzt etwa noch 25 ſolcher Striemen zu zählen. Die
Striemen ſind nicht mehr ganz friſch, denn ihre Konturen ſind
ſchon ziemlich ineinander verlaufen. Es iſt daher anzuneh
men, daß eine ganze Zahl mehr urſprünglich geweſen
ſind, die jetzt ſo mit den anderen verſchwommen ſind, daß ſie
nicht mehr als einzelne Striemen erkannt werden können.
Der Fleck auf der Mitte der rechten Geſäßhälfte iſt aus wenig-
ſtens der doppelten Anzahl Striemen zuſammengelaufen, als
ſich jetzt noch von dem blutunterlaufenen Grunde abmarkieren.

Lorenz, Arzt.“
Der Vater hat auf Grund dieſer ärztlichen Befunde eine

Beſchwerde an die Regierung gerichtet, über deren Erfolg man
geſpannt ſein kann. Wir laſſen die Beſchwerde nachſtehend
folgen: Einer Königlichen Hochlöblichen Regierung erlaubt ſich
der ergebenſt Unterzeichnete die nachſtehende Beſchwerde mit
der Bitte um ſcharfe Unterſuchung und Abhilfe unterbreiten zu
dürfen: Am Montag, den 10 Juni d. J., in der zweiten
Schulſtunde wurde mein Sohn Hermann, welcher im elften
Lebensjahre ſteht, von ſeinem Klaſſenlehrer, Herrn Mehyer,
dritte Knabenklaffe der hieſigen Bürgerſchule, dertlig miß-
handelt und mit dem Rohrſtocke geſchlagen, daß ich mich veranlaßt ſah, ärztliche Hilfe in Unlpruch zu nehmen. Ach be
auftragte hiermit meine Frau, welche auch mit dem Knaben
zum praktiſchen Arzte, Herrn Dr. Reich ging, welcher nach
beiliegender Beſcheini konſtatierte, daß mein Sohn infolge
Striemen r dem Geſäß am Ge weſentlich behindert ſei
und deshalb die Schule nicht beſuchen könne. Die beiliegende
ärztliche Beſcheinigung iſt allerdings vom 11. d. M. datiert,
das hat aber ſeinen Grund darin, daß ich als Mitglied der
Krankenkaſſe erſt einen Krankenſchein von meiner Arbeits
ſtätte in Rotenburg bringen mußte. Die Konſultation er-
folgte aber ſchon am 10. An dieſem Tage hat Herr Dr. Reich
nur unterſucht und den Befund eingetragen, während dann am
anderen Tage das Atteſt geſchrieben wurde. Meine Frau ging
nach der Unterſuchung ſofort zum Herrn Rektor und holte die
Erlaubnis ein, daß mein Sohn nicht zur Schule kommen
brauche. Genannter Herr meinte, er würde Herrn Meyer bis
zum anderen Morgen nicht ſehen und ging ich deshalb dem

Meyer auf ſeinem Nachhauſewege entgegen, um meinen
n bei ihm auch noch z entſchuldigen. Als ich ihn traf,

entſpann ſich über den Fall eine Unterhaltung, in der ich dem
errn erklärte, ich würde mir dieſe Mißhandlung nicht geZuen laſſen, worauf er erwiderte: „Das laſſen Sie nur

bleiben, denn nühen tut es Jhnen doch nichts !l
Da Herr Meyer doch aber wußte, wie er mein Kind w.

handelt hat, ſo muß ich mich über dieſe Worte ſeinerſeits ſehr
wundern, daß er im voraus ſchon überzeugt iſt, daß mir eine
Beſchwerde nichts nützen wird. Um deshalb ganz ſicher zu
ehen, beauftragte ich meine Frau zu einem ganz fremden
rzt nach Halle zu fahren, um den Jungen noch einmal unteruchen zu laſſen. Sie kam durch Zufall zum Herrn Dr. Walter
orenz, der das beiliegende Atteſt ausfertigte. Es waren doch

immerhin ſchon einige Tage ſeit der Mißhandlung vergangen.
Nach dem ärztlichen Befund dieſes Herrn mu ja für jeden
unparteiiſchen Menſchen das Urteil lauten, daß hier ein er-
laubtes Zuchtmittel kaum möglich geweſen ſein kann. Man
kann mir doch aber unmöglich zumuten, daß ich einfach suchen
ſoll, wie mein Kind von einein Lehrer mißhandelt wird. Mag
der Junge gemacht haben, was es auch ſein mag, eine der-artige Mhbandiung darf nicht ſtattfinden, er u aber nur
eine Aufgabe nicht gekonnt haben. Wenn Herr Meyer in dieſemFalle vielleicht s mal zugeſchlagen hätte, ſo wäre die Sache
auch nicht ſo ſehr ſchlimm geweſen, aber nach meinem Dafür-
halten, ſowie nach dem ärztlichen Befund, muß er t mit aller
Kraft ſo lange geſchlagen haben, bis ihm die Kraft ausging!ſt es denn wirklich zur rglehung von Kindern notwendig,

zu mißhandeln, können hier nicht andere Zuchtmittel ange-
wandt werden, wer erſetzt mir den Schaden, wenn ich den

ungen, der mir als Kind in 8 und Koſten aufwächſt, alsrügyet u Hauſe habe und geſchlagen in einem hochgradig
nervbſen Zuſtand von einem Lehrer? Ich bitte ganz entſchie
den, daß dieſe Sache an der Hand zweier Atteſte genau unter
fucht wird und Herr Lehrer Meyer, der ſchon ſeit Jahren
wegen der derben Schläge bekannt und von den Schulkindern
gefürchtet iſt, von der verantwortungsvollen Stelle eines Er
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ahren noch von dieſem zu erzählen. Soll ich meinen
r nd die noch folgenden weiter zu dieſem Lehrer ſchicken,

damit ich die Sorge nicht los werde, das Kind auch geſund
wieder nach Sag prtä Man möchte nicht ſtändig in Angſt
leben. Ergeben

Die vorgeſetzte rde des Lehrers wird nicht umhin kön
nen, die Klagen des Vaters zu un ſehen und rückſichtslos die
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit beſſere Er-
e n die Könnernſ Schule eingebürgert

r

Löbejün. h 7ä 7 vom 11. Juni.Der neugewählte Ratmann Uhrmacher F iſt er wurde vereidigt
und eingeführt. Der Verwaltungsbericht der hieſigen Spar-
kaſſe 1911 ergab eine Einnahme durch Neueinlagen undaufgeſpart z von 279 976 Mk., zur gesghit wurden
284 Mk. Kursverluſt betrug 38834 Mk. Vom Reinge
winn wurden 3500 Mk. zur Pflaſterung des Plötz-Wieskauer
Weges beſtimmt. Um den Turnunterricht an den hieſigen

ſchulen auch im Winter zu ermöglichen, wurden 50 Mk. Miete
L den Schützenhausſaal und 30 Mk. für Gerätebenützung des

urnvereins ahn nie hin igt ebenfalls 50 Mk. zur
endpflege gegen die zwei Stimmen unſerer Vertreter. Von

unſerer Seite wurde dieſe ſogenannte „nationale“ Jugend-
pflege einer derben aber zutreffenden Kritik untere und

zu ſolchen Zwecken öffentliche Gelder zu bewilligen.
half aber nichts. Die Uebernahme der innerhalb der

Stadtgrenze gelegenen Provinzial und Kreisſtraßen gegen anemeſſene ürſintinge ums wurde gegen eine Stimme be-
chloſſen. Um die Anwohner der Fließe, Börſe und des

Kaiſer-Friedrich- Denkmals bei ſtarken
Waſſerſchäden z r gegen
Prüfung durch

ſchützen, wird beſchloſſen, nach nochmaliger
ie verſtärkte Baukommiſſion und Hinzuziehung

der Anlieger, durch bauliche Veränderungen, Abhilfe zu
ſchaffen. Für die am 20. Juni ſtattfindende Stadtverordneten-
ha wurden zwei Beiſitzer und r Stellvertreter t

t. Der Leichenfrau wurden 50 Mk. Extravergütung be-
wi g. Gleichfalls 20 Mk. Schadenerſatz für Waſſerſchaden
an Kaufmann Stockinger, desgleichen die Umzugskoſten von
58 und 51 Mk. für zwei Lehrer.

Aus der Provinz.
Sozialismus, Junkertum und Verbrechen.

Man ſchreibt uns aus dem Querfurter Kreis: Die Groß-
agrarier und ihre untertänige Geiſtlichkeit laſſen keine Ge-
legenheit vorübergehen, wenn es gilt, das Land gegen die Stadt
zu ihren Gunſten, in bezug auf patriotiſche Geſinnung und
hohes ſittliches Niveau, hervorzuheben. Jn den Parlamenten

ſpeziell im Dreiklaſſenhaus iſt dies ein beliebtes Thema
der Junker. Nach der Meinung der Junker ſind die ländliche
Bevölkerung das feſteſte Bollwerk gegen den Sozialismus und
gegen die Verderbnis der Großſtadt. Gegen den Sozialismus
bietet die ländliche Bevölkerung kein Hindernis mehr; auch in
den rein agrariſchen Orten haben Landbewohner ſozialiſtiſch
geſtimmt. Und wäre das Junkertum in politiſcher Beziehung
weniger terroriſtiſch, würde es „ſeine“ Arbeiter wählen laſſen,
wie es von Rechtswegen ſein ſoll, ſo würden die Herren ihr
„rotes“ Wunder erleben. Aber wie jene Herren ihre wirtſchaft
liche Macht mißbrauchen, iſt nur zu gut bekannt. Mit dem
Schwinden des politiſchen Einfluſſes auf die parlamentariſche
Arbeit würde den Agrariern und ihren Anhang bald die letzte
Stunde geſchlagen haben, wenn der traurige Freiſinn eine
wirkliche Partei des Fortſchritts wäre und nicht ein direkter
und indirekter Helfer des Rückſchritts. Wer hörte nicht die
Heulmeierei im Merſeburg-Querfurter Kreiſe des liberalen
Bürgertums, als bei der vergangenen Reichstagswahl der
„liberale“ Koch gegen unſern Genoſſen Pollender ſtand? „Helf
uns Niele“, ging's durch die Zeitungen, „wir haben euch 1907
auch geholfen.“ „Helft uns bitte!“ Parlamentariſche Lorbeeren
ſchmücken das „ſieg“ reiche Haupt des liberalen Koch.

Daß der Sozialismus auch aufs Land ſeinen Einzug gehalten
hat, hat keine Wahl glänzender bewieſen, wie die 1912. Jſt nun
das Vorwärtsdringen der ſozialiſtiſchen Jdee in bezug auf
Sittlichkeit und Verbrechen auf dem Lande von Einfluß? Das
wollen wir an der Hand der Statiſtik unterſuchen. Bei der
Reichstagswahl 1808 wurden in ganz Preußen auf 10 000
Wählern 1647 ſozialdemokratiſche Stimmen abgegeben. Nach
der Kriminalſtatiſtik für 1906 betrug die Zahl der wegen Ge
walt und Drohung gegen Beamte und gefährlicher Körper-
verletzung Verurteilten auf 10 000 Perſonen 267 in Preußen.
Je mehr ſozialiſtiſche Stimmen, je weniger Verbrechen. Die
Stadt Berlin hat bei 3914 Stimmen 186 Verbrechen, Provinz
Pommern bei 1166 ſoz. Stimmen 275 Verbrechen und Provinz
Poſen bei nur 133 ſoz. Stimmen 362 Verbrechen genannter Art
zu verzeichnen. Aus dieſen Beiſpielen geht klar hervor, daß die
Abnahme der ſozialdemokratiſchen Stimmen eine relative
Steigung der Verurteilten ergibt.

Wie ſteht es nun mit dem Meineid? Jm Jahre 1904 wurden
628 Perſonen wegen Meineid verurteilt. Auf die Jnduſtrie
kommen 242 und auf die Landwirtſchaft 181 Perſonen. Unter
ſieben Berufsarten ſteht alſo die Landwirtſchaft an zweiter
Stelle. Legt man die Bevölkerungsziffer nach der Zählung vom
1. Dezember 1905 zugrunde, ſo ergibt ſich folgendes: Auf 100 000
Einwohner kommen in Preußen 9,4 Prozent, in Berlin 8,8 Proz.
und in den öſtlichen Provinzen 11,5 Prozent wegen Meineids
Verurteilte. Alſo die ländlichen Provinzen ſtehen im Verhält
nis an erſter Stelle.

Jm Jahre 1907 erfolgten nämlich unter anderm folgende
Verurteilungen: Berlin mit 2 040 000 Einwohnern 2235 wegen
Notzucht und Körperverletzung, Pommern mit 1684 000 Ein-
wohnern 2698 wegen Notzucht und Körperverletzung, Oſt- und
Weſtpreußen mit 3672 000 Einwohnern 7850 wegen Notzucht
und Körperverletzung. Berlin, was rein induſtriell und groß-
ſtädtiſch iſt, auch vorwiegend ſozialdemokratiſch geſtimmt hat,
zeigt im Verhältnis zu Oſt- und Weſtpreußen, daß das hohe
Lied von der Unſchuld vom Lande nicht ſo recht ſtimmt. Das
dumme Junkergerede von der Verderblichkeit des Sozialismus
iſt hiermit glänzend widerlegt. Jeder einſichtige Menſch weiß
und muß anerkennen, daß der ſozialdemokratiſche Arbeiter der
intelligenteſte iſt; auch wegen Verbrechen aller Art am wenig-
ſten mit dem Gericht zu tun hat.

Wenn erſt die Ausbeutung des Menſchen durch den Menſchen
verſchwunden iſt, wenn erſt für eine ausreichende Schulbildung
auch für die im kleinſten Dorfe wohnenden Kinder geſorgt iſt,
und die Lebenshaltung der werktätigen Bevölkerung iſt, wie ſie
ſein ſoll, werden ſich all dieſe Verbrechen vermindern. Bis
dahin hat die Sozialdemokratie als Kulturpartei noch viel zu
tun. Erſt die Zertrümmerung des Klaſſenſtaates wird einen
Aufſtieg zu den beſſeren Höhen der menſchlichen Geſellſchaft
ermöglichen.

Gemeindeſteuerzuſchläge in Preußen.
Die Zeitſchrift des preußiſchen ſtatiſtiſchen Landesamts ent

hält eine von Dr. Oskar Tetzlaff bearbeitete Aufſtellung über
die Steuern und Schulden der preußiſchen Städte und größe-
ren (über 10 000 Einwohner zählenden) Landgemeinden im
Rechnungsjahre 1910, ſowie über die von ihnen im Rechnungs-
jahre 1011 erhobenen Zuſchläge zu den ſtaatlich veranlagten
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direkten Steuern. Der ſehr intereſſanten umfangreichen Ar
beit entnehmen wir folgende Daten über die Zuſchläge zur
Staatseinkommenſteuer.

Ohne Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer kamen im Jahre
1911 nur aus: Uſedom, Sulmirſchütz, Mixſtadt, Naumburg in
Heſſen und Niedenſtein.

25 Kleinſtädte und eine größere Landgemeinde kamen wit
Zuſchlägen unter 100 Prozent aus. Dieſe Gemeinden verteilen
ſich auf folgende Provinzen (die Zahlen in den Klammern geben
die Höhe der Zuſchläge in Prozentſätzen zur Staatsſteuer an):

Brandenburg: Bärwalde i. Neum. (50), Reetz (90); Poſen:
Jutroſchin (65), Betſche (75), Sarne (95) Schleſien Sprottau
(85), Habelſchwerdt (50), Wünſchelburg (75); Sachſen Wanz-
leben (900), Kemberg (75), Gebeſee (70), Schildau (600),
Thamsbrück (78) Weſtfalen: Winterberg (50) Heſſen-Naſſau:
Königſtein a. Taunus (95), Wolfhagen (60), Steinau a. Kinzig
(80), Gudensberg (60), Naſtätten (95), Neukirchen, Kr. Ziegen
hain (90), Salmünſter (38), Zierenberg (80), Felsberg (75),
Schwarzenborn (75); Rheinprovinz: Linnich (95) und Godes-
berg (900 Proz.). Bei den poſenſchen Gemeinden iſt wiederum
zu bebachten, daß neben der kommunalen Einkommenſteuer auch
noch von den Schulſozietäten Zuſchläge zur Staatscinkommen-
ſteuer erhoben wurden.

Jn 51 Städten und 7 größeren Landgemeinden betrugen die
GEemeindezuſchläge zur Staatseinkommenſteuer 190 Proz. Zu
dieſer Gruppe gehörten die Reichshauptſtadt mit ihren Nach
barorten Charlottenburg, Rixdorf, Schöneberg, Deutſch-Wil-
mersdorf, Lichtenberg, Steglitz, Friedenau, Treptow, Tempel-
hof, Zehlendorf und Mariendorf, ferner die brandenburgiſchen
Städte Templin, Woldenberg, Müncheberg ſowie Bieſenthal.
Die Provinz Pommern war durch die Städte Pollnow, Ratze
buhr, Neuwarv, desgleichen Poſen durch Görchen und Oſtrowo
vertreten. Weiter gehörten zu der Gruppe die ſchleſiſchen
Städte Bunzlau, Patſchkau, Reinerz, Pitſchen, Liebenthal, des
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gleichen aus der Provinz Sachſen Egeln, Gräfen-
hainichen, Schmiedeberg, Schweinitz, Hadmers-
leben, aus Weſtfalen Brilon, Schmallenberg, Nieheim, Hallen
berg und Obermarsberg. Nächſt Brandenburg lieferte die Pro
vinz Heſſen-Naſſau die größte Anzahl von Gemeinden zu dieſer
Gruppe, nämlich Wiesbaden, Eltville, Hofheim, Hochheim,
Treyſa. Fritzlar, Kronberg, Hünfeld, Heſſiſch-Lichtenau, Weſter
burg, Wetter, Soden, Borken, Frankencu, Roſenthal und
Liebenau a. Diemel. Schließlich war auch die Rheinprovinz
vertreten, und zwar durch die Städte Uerdringen, Brühl, Jülich,
Münſtereifel, SanktGoar ſowie durch die Landgemeinde Vilich.

89 Gemeinden hatten mithin Zuſchläge von nicht mehr als
100 Prozent. Bei 269 Gemeinden ſchwanften die Zuſchläge
zwiſchen 100 und 150 Prozent. Ueber 150 bis einſchließlich
200 Prozent der Staatseinkommenſteuer erhoben nicht weniger
als 545 Städte und 30 größere Landgemeinden. Ueber den
Prozentſatz von 200 Prozent gingen noch 402 Städte und 46
Landgemeinden hinaus. Bei 104 Städten und fünf größeren
Landgemeinden gingen die Zuſchläge über 250 Prozent hinaus.
Heilsberg, Angerburg, Preußiſch-Holland, Nikolaiken, Lieb
ſtadt, Marienburg i. Weſtpr., Preußiſch-Stargard, Neuenburg
i. Weſtpr., Neuteich und Rehden erhoben 300, Biſchofsburg und
Schwetz 305, Röſſel, Brieſen, Zempelburg, Gra 310 Prozent.
Jn Dirſchau und Schönebeck betrugen die Zuſchläge 320, in
Pillkallen, Strasburg i. Weſtpr. und Lautenburg 325 Prozent.
Die höchſten Zuſchläge zeigten mit 380, 336, 240, 355, 865, 370,
390, 450 Prozent die Städte Märkiſch-Friedland und Mewe
(330), Berent, Chriſtburg, Tolkemit, Pillau, Stuhm und
Gorzno. Das weſtpreußiſche Städtchen Gorzno hat den zweifel
haften Ruhm, die höchſten Einkommenſteuerzuſchläge in Preu-
ßen zu erheben.

Eerbſtedt. Die erheblichen Einbrüche, die hier, in
Trebitz, Beeſenlaublingen, Alsleben, Belleben c. im März undApril begangen wurden, beſchäftigten letzthin die Halleſche Straf

kammer. Angeklagt war. der 29jährige Bergmann FriedrichZwanzig von hier, der des Enbruchs in ſieben Fällen be
ſchuldigt wurde. Jn dem einen lle hatte Zw. ſogar Spreng-
pulver entwendet, infolgedeſſen ntlich andere Perſonen ver
dächtigt wurden. Er hatte 2000 Zigarren, Kleidungsſtücke, Uhren,
Ringe c. geſtohlen. Bei ſeiner Feſtnahme legte er ſich einen
falſchen Namen bei und re iderſtand. Das Treiben des
Angeklagten wurde als ſehr geſebrlns bezeichnet. Beantragt
wurden gegen ihn ſieben Jahre Zuchthaus. Das Urteil lautete
auf vier Jahre Zuchthaus und 10 Jahre Ehrverluſt.
Mansfeld. Von der Kleinbahn erfaßt. Das drei-
jährige Töchterchen des Bergmanns Wilhelm Voigt wurde vor
der elterlichen Wohnung von dem Wagen der elektriſchen Klein
bahn, Richtung Leimbach Mansfeld, in dem Augenblick über-
fahren, als es aus dem Hauſe kommend über den Bahnkörper
laufen wollte. Der rechte Unterſchenkel iſt zertrümmert, der
linke Fuß ſchwer verletzt.

Delitzſch. Aus der Partei. Die am letzten Sonnabend
ſtattgefundene Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
nahm zunächſt einen ſehr intereſſanten Vortrag des Genoſſen
Koenen-Halle über das Thema: Wie erziehen wir unſere
Aer entgegen. Jn ſeinen Ausführungen verſtand es der

edner, den Anweſenden begreiflich zu machen, daß es die
oberſte Pflicht der Arbeiterſchaft ſein muß, die Jugend für ſich

u gewinnen. Er ſchilderte, wie die Jugendbewegung nicht ein
Produkt einzelner Menſchen, ſondern ein ſolches unſerer ver-
änderten wirtſchaftlichen iſt. Rund 3 000 000
jugendlicher Arbeiter ſtehen heute in Deutſchland mit im Er-
werbsleben und fordern infolgedeſſen Rechte und Berückſichti-
gung. Eine ſolche im Wirtſchaftsleben mußte auch
eine Umwälzung in der Erziehung der Jugend herbeiführen.
Die Arbeiterſchaft iſt dazu berufen, dafür zu ſorgen, daß die
Erziehung ihrer Jugend in die richtigen Bahnen gelenkt wird.
Der reiche Beifall, der dem Redner gezollt wurde, bewies, daß
die Anweſenden mit den Ausführungen des Referenten einver-
ſtanden waren. Hoffentlich gibt ſich die Arbeiterſchaft mit dem
bloßen Beifallzollen nicht zufrieden, ſregtg legt tatkräftig mit
Hand an. Jm weiteren weiſt Genoſſe Münzer auf die Reno-
vation des Lindenhofes hin und bemerkt, daß die Renovierungs
arbeiten ſoweit vorgeſchritter ne daß es uns in kurzer et
möglich ſein wird, unſern Verkehr wieder nach dem Lindenhof
zu verlegen. Von dem vorgeſchlagenen Ausflug nach Brehna
wurde Abſtand genommen; den Ausflug e en, ſoll vielmehr den Sängern überlaſſen bleiben. ie Partel genoſſen

ſollen ſich dann anſchließen.
Wittenberg. Ein Unfug ſchlimmſter Art wurde in dem

fertig hergeſtellten Neubau des Naturheilvereins an den Schreber-
gärten verübt. Der Täter drang durch ein Kellerfenſter in das
verſchloſſene Gebäude ein und ſchraubte in der zweiten Etage
einen Waſſerhahn ab. Das Waſſer ergoß ſich in großer Menge
durch das ganze Gebände und richtete einen Schaden von zirka
5000 Mark an. Die Decken und Malereien ſind total verdorben.
Die Tat geſchah in der Nacht, ſodaß das Waſſer mehrere Stunden
gelaufen ſein muß. Man vermutet einen Racheakt.

Von zwei Rowdys angefallen wurde am Schwanen-
teich der Maler Gilberg an einem der letzten Abende. Er erhielt
mehrere Stiche in den Kopf. Als Hilfe nahte, verſchwanden die
Miſſetäter, die es augenſcheinlich auf das Geld des G. abgeſehen

der kurz zuvor einen Hundertmarkſchein in einer Reſtauration
wechſelte.

Klein-Witteuberg. Einen J Dummenjungen-
ſtreich verübten der Tiſchlergeſelle Otto Sch. aus Wittenberg
und der Arbeiter Paul J. aus KleinWittenberg. Sie zerſchnitten
mittels Diamant das Hoffenſter beim Gaſtwirt Galle, hier, und
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entwendeten 12 Flaſchen Wein und Sekt,400 Zigaretten. Beide wurden na ter e eim d
s an der Elbe betroffen, zwei gefüllte und ſieben leere Flaſchen

unten noch beſchlagnahmt werden. Der Spaß kann den Uebel-
tätern noch teuer zu ſtehen kommen.

Frankleben Wernsdorf. Un bekannte Leiche. Am
Himmelfahrtstage d. J. iſt ein bisher noch unbekannter Ar
beiier in Frankleben bei Merſeburg mit polniſchen Ar
beitern in Streit geraten, von dieſen körperlich mißhandelt
worden und hiernach an den Folgen der erlittenen Verletzungen
geſtorben. Da der Leichnam, bevor er auf dem Felde gefunden
worden iſt, ſchon zu ſehr in Verweſung übergegangen iſt, ſind
die Geſichtszüge des Toten nicht mehr zu erkennen geweſen.
Er iſt bekleidet geweſen mit einem ſchwarzen Jackett, braun
und ſchwarz geſtreifter Hoſe, blauem Schwitzer mit roten
Streifen, Schnürſchuhen und grau-wollenen Strümpfen. Auch
ſoll er eine Schirmmütze und ein weißes Vorhemdchen getragen
haben. Seine Körpergröße wird ungefähr 1,67 Meter betragen
haben, er mag etwa 40 bis 45 Jahre alt geweſen ſein und hat
blondes Haar gehabt. Bei der Leiche ſind weder Papiere ge-
funden worden, noch ſonſt irgend etwas, das zur Jdentifizie-
rung der Leiche dienen könnte. Am rechten Fuße fehlte bei dem
Toten die zweite Zehe.

Nach Angabe von Leuten, die ihn geſehen und geſprochen
haben wollen, ſoll der Mann Pole geweſen ſein, wenigſtens hat
er gut polniſch geſprochen. Er ſoll am Nachmittage des
Himmelfahrtstages im Gaſthofe zu Frankleben geweſen ſein
und hat hernach ſich nach dem Wege nach Wernsdorf er-
kundigt.

Es iſt erwünſcht, daß ſich ſolche Perſonen, die über die Per-
ſönlichkeit des Toten beſtimmte Angaben machen können oder
mit ihm in letzter Zeit zuſammen geweſen ſind, bei den Be-
hörden melden oder dem Unterſuchungsrichter bei dem Land
gericht in Halle a. S. zu den Akten 4. J. 405/12 Anzeige er-
ſtatten.

Mühlberg. Feuer brach am Sonnabend früh gegen 3 Uhr
auf dem Boden des in der Hoſpitalſtraße gelegenen, dem Kom-
munalarbeiter Blochwitz gehörigen Wohnhauſes aus. Das
Haus, das der Korbmachermeiſter Oehmig bewohnte, war bei
Ausbruch des Feuers menſchenleer. Ale Bemühungen der
Feuerwehr, das noch neue Gebäude zu halten, mißlangen, es
brannte der Dachſtuhl vollſtändig nieder. Die auf dem Boden
lagernden Reiſekörbe und Weiden wurden vom Feuer vernichtet.
Ueber die Entſtehungsurſache des Feuers iſt nichts bekannt.

Falkenberg. Endlich Jnduſt rie. Die Gemeindever-
tretung beſchloß, das Rittergut Falkenberg für 1300 000 Mk.
zu kaufen. Das Rittergutsgelände ſoll durch die Gemeinde
zu Wohn- und Jnduſtriezwecken erſchloſſen werden.
Bei den glänzenden Bahnverbindungen iſt es erſtaunlich, daß
die Jnduſtrie ſo lange warten mußte, um Falkenberg einen
Aufſchwung zu bringen.

Zeiz. Verhaftung wegen Giftmordverdachts.
Der Mann, der mit der in einem hieſigen Gaſthof vergiftet
aufgefundenen Ehefrau Aline Spuhr geb. Franz aus Thränitz
bei Gera zuſammen reiſte, und ſpurlos aus dem Gaſthof ver
ſchwunden war, iſt' in der Nacht zum Freitag in der Perſon
des 45 jährigen Arbeiters Ernſt „Sittig aus Kulm bei Ronne-
burg in Gera verhaftet und in das Zeitzer Amtsgerichts-
gefängnis eingeliefert worden. Er erklärte bei ſeiner Ver-
nehmung in Gera, daß die Frau ſich ſelbſt vergiftet habe.

wwwnw—oo nonQuittung.
Für Parteizwecke: Ueberſchuß der Kranzſpende der Trans

portarbeiter des Allgemeinen Konſumvereins 2,20 Mk. Reiwand.

Allerlei.
Das Eiſenbahnunglück in Schweden.

Die Unterſuchung über die Urſache des furcht
baren Unglücks

bei Malmslätt hat ein geradezu unglaubliches Reſultat zu
Tage gefördert. Der Stationsborſteher in alms
lätt iſt allein an der Kataſtrophe ſchuld. Er hat den Leicht-
ſinn gehabt, das geſamte Signalweſen des Bahnwärters einem
einfachen Kontoriſten zu übertragen. Dieſer war im Eiſen
bahnſignalweſen überhaupt nicht ausgebildet, und daher voll
kommen hilflos, als der Fahrplan durch die Verſpätung des
Berliner Zuges nicht mehr innegehalten wurde. Er ver-
wechſelte die Signale und gab dem Schnellzug aus
Berlin das Gleis frei, auf dem der Güterzug im Bahnhof
von Malmslätt ſtand.

Bei der Vernehmung des Perſonals der Station
Malmslätt, die vom Staatsnotar Anderſon geleitet wird, gab
der Stationsſchreiber Erikſon an, daß er Sonntag früh denDienſt an ſeinen Kollegen, den Stationsſchreiber Ciellſon ab-
getreten habe und daß er dieſem die Depeſche, die die ver-
änderte Ankunft der Züge meldete, ausgeliefert habe. Cijellſondagegen behauptete, die Depeſche nicht erhalten zu haben. Er
habe plötzlich das Nahen der Züge bemerkt und ſei hinaus-
geſtürzt, es ſei aber ſchon zu ſpät geweſen, denn der Zu
ſammenſtoß war bereits erfolgt. Auch der Stationsvorſteher
will ebenfalls von einer Aenderung des Fahrplans nichts ge
wußt haben. Er ſagte aus, den Dienſt 9 Uhr Sonnabend abendverlaſſen zu haben, dann habe er vom Dienſt nichts mehr ver-
nommen. Die Vernehmungen dauern noch fort.

Die Opfer der entſetzlichen Kataſtrophe
ſind ausſchließlich Dänen und Schweden. Die deutſchen
Fahrgäſte, die ſich in dem Unglückszug befanden, ſaßen in den
hinteren Wagen, die unbeſchädigt geblieben ſind. Nach der
Schilderung eines Augenzeugen war der Anprall ein geradezu
furchtbarer. Einzelne Wagen richteten ſich ſofort ſenkrecht
auf, während ſich andere tief in den Boden einbohrten. Ent-
ſetzlich war der Anblick der Todesopfer. Mehreren Fahrgäſten
war der Kopf vom Rumpfe getrennt worden. Einige Paſſa-
giere, die mit kleineren Verletzungen davongekommen waren,
liefen wie irrſinnig auf dem Bahnhof umher, andere
lagen neben dem Unglückszug mit gebrochenen Armen und
Beinen. Von Stockholm aus wurde unverzüglich ein Rettungs-
zug an die Unglücksſtelle entſandt, der die Verletzten nach
Stockholm brachte. Auf dem Bahnhof in Malmslätt ſpielten
ſich herzzerreißende Szenen ab. Verwandte, die ihre
Angehörigen am Bahnhof erwarteten, und glaubten, daß dieſeſich unter den Getöteten oder Schwerverletzten befanden, ſtürz-

ten ſich auf die Leichen und die Verletzten, um unter ihnen
ihre Nächſten zu ſuchen. Selbſt mit Gewalt konnte man ſie
nicht von dem Vorgehen zurüchhalten.

Poſen, 17. Juni. Auf ger Strecke DelsWilhelmsbrück,
nahe bei Kempten, überfuhr ein Zug ein ländliches Fuhrwerk.
Der Beſitzer, ſeine Frau und der Kutſcher wurden hierbei ge-
tö tet.

Paris, 18. Juni. Auf dem Bahnhof von Maubuge
ſtieß geſtern der Perſonenzug 118 mit einer Rangierlokomo-
tive zuſammen. Durch den heftigen Anprall wurden zehn
Perſonen und Bahnbediente verletzt. Die Haupt
gleiſe waren einige Zeit geſperrt.

Unwetter und Hochwaſſer.
Infolge andauernden Regens iſt der Rhein in ſeinem Ober

lauf mit ſeinen Nebenflüſſen vielfach über die Ufer getreten.
Die Ortſchaften Badiſch-Rheinfelden, Nollingen und Minſeln

find teilweiſe überſchwemmt. Die Bewohner mu ßeen in die
oberen Stockwerke flüchten. Vei Klein-Laufen nd die

n Schienenwege überflutet.en und Jſergebirgeg ren
g. t engüſſe und Gewitter nieder. Matzdorf wurde

rbeiter Müller vom Blitz exſhlagen und dert Wendrich betäubt.
Lübeck, 17. Juni. Ein 14jähriges Mädchen wurde in dem

benachbarten Menkendorf vom Bli erſchlagen undihre Großmutter völlig gelähmt. Jn Schwarzeneck wurde
eine ö4jährige Frau vom Blitze er ſchlagen.

Brand des Luftſchiffes Z. III.
33 Friedrichshafen waren n e Leute in der Zeppe-

linhalle mit dem Entleeren des kf III ſaftigt als plötzlich
mit dumpfem Knall das daiſt chiff ſich entzündete
und in kurzer Zeit bis zur Hälfte abbrannte. er ver
letzt wurde ein Monteur. Das Gerippe und die Luftſchiffhalle
nahmen nur wenig Schaden. Die Urſache des Brandes iſt un-
bekannt, doch nimmt man Brandſtiftung an.

Wirbelſtürme in Amerika.
Furchtbare Wirbelſtürme, die von außerordentlich

ſtarken Wolkenbrüchen begleitet waren, haben in Kanſas
und Ohio große Verheerungen angerichtet. Mehr als
30 Perſonen ſind bei dem Unwetter getötet worden. Einzel-
heiten über die Wirkungen des Sturmes fehlen noch vollkommen,
weil alle telegraphiſchen Verbindungen unterbrochen ſind. Jn
Zanesville in Ohio iſt infolge des Sturmes der Kirchturm der
katholiſchen Kirche während des Gottesdienſtes eingeſtürzt.
Unter den Kirchenbeſuchern entſtand eine furchtbare Panik.
Alles drängte aus der Kirche heraus, da man befürchtete, daß
das ganze Gotteshaus einſtürzen würde. Jn dem Gedränge
wurden zwei Perſonen getötet.

Kleines Allerlei. Eine erſchütternde Familien
tragödie hat ſich geſtern in einem Hauſe der neuen Fried-
richſtraße in Berlin zugetragen. Der etwa 48jährige Ar-
beiter Andreas Müller und ſeine um wenige Jahre jüngere
Frau haben zunächſt ihren zehnjährigen Sohn im Bett er-
droſſelt und begingen dann Selbſtmord durch Erhängen. Das
Motiv des Mordes und Doppelſelbſtmordes iſt Krankheit
des Familienvaters und Melancholie der beiden Ehegatten.
Auf offener Straße erſchlagen wurde in Erfurt
der verheiratete Maurer Schreiber. Er wurde früh gegen 2 Uhr
auf der Johannesſtraße in Gegenwart ſeiner Frau von einem
Manne, der ihm mutwillig angerempelt hatte, nach kurzem
Wortwechſfel erſchlagen. Der Täter wurde von Paſſanten ver-
folgt, entkam aber. Fleiſchvergiftungen. Jn Auer-
bach i. V. ſind etwa 70 Perſonen nach dem Genuſſe von ver-
dorbenem gehackten Fleiſch erkrankt, darunter einige ernſtlich.
Faſt ſämtliche Erkrankte mußten ſich in ärztliche Pflege be-
geben. 8 Menſchen verbrannt. Jn dem ruſſiſchen
Aniſſimowskoe zündete während eines Trinkgelages ein
Bauernweib das Haus der Zecher an, wobei acht Perſonen um
kamen und 15 Gehöfte niederbrannten.

J J JJJJJVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver-
miſchtes Karl Bock, Lokales und Provinzielles: Wilhelm
Koenen.

nSolche Kinder t Depen wirklich, deren Ernährung und Ver-dauung durch Reſte indermehl geregelt iſt. in Apo
theken und 2 geren 2c. zu 40 per Doſe, 7 Fs perm rob oſe an jedermann durch als i Kindermehl

erlin W. 57, gratis und franko und ohne Verpflichtung.

r

Kkinderwäsche

Wichtig- egen!)

Das selbsttätige

Waschmittel.
Unentbehrlich für jeden kinderreichen

Haushalt. Vereinlacht und erleichtert
das tägliche Waschen der Söäuglings-

wäsche, macht sie

geruchfrei
und schneeweiß, selbst wenn vorher stark

Vvergilbt. Bestes Desinſektionsmittel bei
Krankheiten.

Erprobt u. gelobt!
Nur in Originalpaketen, niemals lose.
HENKEL CO., DUSSELDORFPF.

Pbribanton auch der allbeliebten

r m Plakate Fenntlich!

Empfehle für Mittwoeh und Donnerstag:

Kernigen Sohmeer van 72
Wkuere fliche hausschlacht. Leher-, Rot u. Knackwurst

P Bauermann, Marktplatz 20.
Telephon 1223.CMMMGMDI ſt

(eingetr. Gen. m. beſchr. Haftpfl.).
Für unſere Verkaufsſtelle in Bobbaun ſuchen wir zum erſten

Auguſt 1912 eine

VerkKä u rer m
welche auch in Schnittwaren kundig iſt.
bitten wir bis zum 25. Juni einzureichen. Der Vorſtand.

Schriftliche Bewerbungen

wagen und Fahrrädern zu den
Jahrmärkten verurſacht eine er Fjckert
e Störung des Marktver
ehrs;

nd orga eichner DammeBe kannktmachung. Wie d Sie ne 7
ithri ergmann GlockeDas Mitbringen von Kinder- nd HOkärß r S chübel Eisleben u.

al). e etür
und E. Bernſtorff alleund Magdeburg n e oſſer

auch ſind in den Wagen Goldba und Thiemann
ſitzende Kinder gefährdet. Es
wird deshalb aus ordnungs- und
ſicher heitspolizeilichen Gründen
das Befahren des Roßvplatzes mit
Kinderwagen und Fahrrädern S
während des dort ſtaktfindenden
Jahrmarktes hiermit unterſagt.

Zuwiderhandlungen werden aus
S 39, 73 der Polizeiverordnung
vom 14. September 1910 beſtraft.

Zum Zwecke der Aufbewahrung
können leere Kinderwagen und
Fahrräder von Marktbeſuchern in
einer Bude, die am Eingange
des Marktplatzes errichtet wird
und bis 10 Uhr abends geöffnet
iſt, gegen Zahlung einer Auf-bewahrungsgebühr von 10 Pfg.
untergeſtellt werden.

Halle a. S., den 14. Juni 1912.
Die Polizeiverwaltung.

Zusammenlegbare

Trinkhecher
aus Aluminium 10, 20, 50 Pfg.
0 F Ritte Leipzigerstr. 90.S r, Rabattmarken.

C Künzels
Schweissſuss-Bals am
„Fuss Heil“s,

Ges. gesech. 145 528Ohne jede Konkurrensz.
Viele glänzende Gutachten.
i PI. 1.00, FI. 60 Pfg.Zu haben bei:

V Künzel, Magdeburgerstr. 59 37

Makulatur
verkauft

Hall benosvensch.-Buchärucherel.

xistenz und
NMebenerwerb.
Grosser Katalog gratis.

Industrieg- Laboratorium.
G. m. b. HEidelstedt 28 bei am

Tausende Anerkennungen a. Kreisen,

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 17. Juni.

Arbeitsmarkt

(Aſchersleben).
Geboren: Arbeiter Kampe S.

S aße 47). Schloſſer Vetter
Sag gſiueſgf 34). Arbeiter

Alb alte er re 22).Schiffsführer Seene (Mans
felderſtraße 25). Säcker Müller
S. (Ludwigſtraße 26). Buchhalter
Rammelt Sohn Königſtraße 50).
rer Organiſchzack aus Groß
paſchleben (Klinik). Schriftſetzer Trebe s T. Grafeſt 10).
Schneider Lingner gen. Herwald
S. (Ankerſtraße 13).

Geſtorben: Arbeiters Zieger
Sohn totgeb. g 2.ihr Quandtgn eſtraße 21). Witwe Weber

uch, 77 J. (Große Steine e 46). Schneider r
S 6a). Hausd ienerset i T., Monate (Brunos-

warte 18). Zimmermann Braune
aus rig drungen, 37 Jahre.
Fabrik Nachtwä per e aaus Bernsdorf, 55 (Klinik)
r rtem e ggers Fiedel aus

isleben Epyfrau, gut gebor.
Schlenter, 37 J. (Klinik). Ar-beiters Zieb aus Se Ehe
frau, le gebor. Schöbel, 23 J.(Klinik). Kaufmann h ausel 53 60 J. (Klinik). Ober tgtggr

rämer aus e en, 31 J(Bergmannstroſt). abeit o
aus Schraplau, 36 Klinik).
Jnvalide Hennig, 67 rauſenſtraße 18). Dienſtmann Krauſch.

52 Jahre (Bruckdorferſtraße 7).
Leutnant aus Magdeburg,21 J. (Klinik)
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 34a).

17. Juni:
Anſgeheten: Der Geſchirrführer

Schmiedler u. Emma Bernhardt
(Cröllwitzerſtr. 7 u. Niemegk).

Geboren: Pol.-Sergt. SchultzeTcht. Sorbonſerſtr, 60e). Damen-

an eider r T. (Advo-katenweg PantoffelmacherRuthenberg ohn Schulberg 9).
grng S. (Leopoldſtr. 5).

g. Bür. V Krämer SohnVeſie 48). Keſſelſchmied Beyer

ohn (Gr. Brunnenſtr. 31). Ar-
beiter Walther S. (Gabelsberger-
ſtraße 11). Bäckermeiſter Günther
Sohn (Uhlandſtraße 1 Rechtsanwalt von Kro ſig S. (Uleſtr. 5).

Geſtorben: Jnvalide Schröter,79 J. Geſcherln R o tbote
Wege, les i V San
mannslehrling r JahreStreiberſtraße 42). Maurer und
Zimmermeiſters Schulze T. 12 J.
(Cecilienſtraße 7). Rentier Thie-
mann, 79 J. (Fritz Reuterſtr. 16).Witwe Brauer, Thereſe gebor.
Kayſer, 70 Jahre (Herderftraße 5).
Expedient Graf aus ReumarkAufgeboten: Former Selka u.

Martha Wilke (Ladenbergſtraße 2und Stedten). Schneider Spath
und Jda Fuge (Naumburg a. S.
und Friedrichſtr. 55). Dr. med.Koeppe u M. Knote (Dommitzſch

40 J. (Weidenplan 6). Witwe
Dreßner, Luiſe geb. Henſel, 67 J.(Kronprinzenſtra e 31). Fabrik

direktor Raſt a. Wittenberg,
Holle, 63 J. (Weidenplan 6)

Lelpzig

bester Schuhputz

DE TrIII
n nur on Ausführung

x 400 500 50b /00 800 ete.

empfiehlt

SanGrosse eigene Werkstätten
Grosse Märkerstrasse 26.

u gratis u. e u gratis u. franko.

7

27

S aS

2

m
Z

8
S

S

l

Leipzi 90.C. F. Ritter, e
verkaufen. Dieskau No.

Kurshüſſer

1 Sprech Apparat kiuig zu

Heute
Senine rest,Marie Böttehe rTriftſtraße 2

M. 2.25.

Zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung Halleg. 6.

Harz 42/43.

Weh Schlachtefert
S r hiermit federmann,F. Langenhugen, meiner Frau

Harz 29.

es

Hermine Göbel geb. löhlefinb
gut meinen Namen etwas borgen,
da ich keine Zahlung leiſte.
Karl Cohbel, Notzlicherztr.n

Für die Jnſerate verantwortli ich: Rob. JIgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. re jetzt A. J
ähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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